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Zusammenfassung 

Das Befragungsjahr 2018 war für die meisten Kommu-
nen von einer guten Haushaltslage bestimmt. Dies 
spiegelt sich auch in der Einschätzung der befragten 
Kämmereien wider: 36 % bewerten ihre finanzielle  
Situation als „gut“ oder „sehr gut“. Ebenfalls 31 % 
schätzen ihre Finanzlage als „befriedigend“ und weitere 
16 % zumindest noch als „ausreichend“ ein. Als „man-
gelhaft“ bezeichnen hingegen nur 17 % der Kommunen 
ihre Finanzlage. Jedoch sollten die Haushaltsüber-
schüsse in vielen Kommunen und eine mehrheitlich gu-
te Finanzlage nicht über die weiterhin bestehenden Un-
terschiede zwischen einzelnen Kommunen hinwegtäu-
schen. Auch wenn die Zahl gesunken ist, konnten 21 % 
der Kommunen ihre Haushalte im Jahr 2018 nicht aus-
gleichen. Hierunter befinden sich auffallend viele Groß-
städte. In der Summe lebt damit rund ein Viertel der 
Bevölkerung Deutschlands in einer Kommune, die nur 
unter Haushaltssicherungsmaßnahmen wirtschaften 
kann.  

Die in vielen Kommunen erfreuliche Finanzlage sowie 
die diversen Förderprogramme haben zu einer weite-
ren Zunahme der Investitionstätigkeit geführt. Die ge-
planten Investitionsausgaben 2018 stiegen laut Anga-
ben der Kämmereien auf 34,7 Mrd. EUR und werden 
im Jahr 2019 auf (prognostizierte) 35,8 Mrd. EUR an-
wachsen. Investitionsschwerpunkte bleiben vor allem 
die Straßen mit rd. 25 % der gesamten Investitionen 
sowie die Schulen mit rd. 21 %. In den Angaben der 
Kämmereien zeigt sich aber auch, dass nicht alle In-
vestitionsausgaben wie geplant realisiert werden kön-
nen. Tatsächlich liegen die voraussichtlich verausgab-
ten Investitionen im Jahr 2018 um rund ein Drittel nied-
riger als die geplanten Investitionen. Verschiedene 
Gründe können diese Diskrepanz erklären. Aus den 
Rückmeldungen der Kommunen werden vor allem die 
Kapazitätsengpässe in der Verwaltung und der Bau-
wirtschaft genannt.  

Obwohl sich nicht alle Investitionsprojekte innerhalb 
des Haushaltsjahres realisieren lassen, so sind doch 
viele Vorhaben zumindest geplant oder bereits begon-
nen worden, sodass die befragten Kämmereien ihren 
ungedeckten Investitionsbedarf optimistischer bewer-
ten. Dadurch sinkt der wahrgenommene Investitions-
rückstand in der Summe auf 138,4 Mrd. EUR und er-
reicht in etwa wieder das Niveau des Jahres 2015. 
Weiterhin sind die größten Investitionsrückstände in 
den Bereichen Schule mit 42,8 Mrd. EUR, Straßen mit 
36,1 Mrd. EUR sowie den Verwaltungsgebäuden mit 
14,0 Mrd. EUR zu verzeichnen. Prominente Themen 

wie beispielsweise Wohnen äußern sich in einer pro-
zentualen Zunahme, erreichen in absoluten Zahlen je-
doch nicht die Größenordnungen vieler anderer Berei-
che. Dies ist auch den Unterschieden zwischen den 
Kommunen geschuldet, da der Investitionsrückstand 
zwischen den Regionen oder den Einwohnergrößen-
klassen divergieren kann. Ursache dafür können zum 
Beispiel unterschiedliche Auslagerungsgrade sein. Die 
diesjährige Befragung zeigt nämlich auch, dass viele 
Aufgabenbereiche nicht in der Kernverwaltung der 
Kommunen wahrgenommen werden, sondern z. B. in 
kommunale oder privatwirtschaftliche Unternehmen 
ausgelagert wurden. 

Wenig Veränderung zeigt sich in der kommunalen In-
vestitionsfinanzierung. Den größten Anteil ihres Investi-
tionsvolumens finanzieren die Städte, Gemeinden und 
Landkreise mit 41 % über die Allgemeinen Deckungs-
mittel. Trotz der vielerorts steigenden Steuereinnah-
men und KFA-Schlüsselzuweisungen hat sich dieser 
Anteil im Vergleich zum Vorjahr verringert. Die zweck-
gebundenen Investitionszuweisungen machen 11 % 
aus. Ein Anstieg ist bei den Fördermitteln zu verzeich-
nen, über die nun mehr als ein Viertel (27 %) des In-
vestitionsvolumens finanziert wird. An Bedeutung zu-
genommen hat auch die Fremdkapitalfinanzierung: Der 
Anteil des Kommunalkredits ist auf 18 % gestiegen. Die 
restlichen rd. 3 % entfallen auf sonstige Instrumente, 
darunter Schuldscheindarlehen und Anleihen, die allen-
falls für größere Städte eine Relevanz besitzen. Die 
Mehrzahl der Kommunen berichtet von auskömmlichen 
Kreditkonditionen. Dies dürfte dazu beitragen, dass die 
Kämmereien für die nächsten Jahre wieder von einem 
steigenden Anteil des Kommunalkredits an ihrer Inves-
titionsfinanzierung ausgehen. Auch im Hinblick auf die 
vielen Förderprogramme, die in den letzten Jahren 
aufgelegt wurden, ist es nicht verwunderlich, dass die 
Kommunen einen Bedeutungszuwachs dieser Finan-
zierungsmittel erwarten. 

Im aktuellen KfW-Kommunalpanel deutet sich ein 
Wendepunkt an: Waren die Erwartungen zur zukünfti-
gen Entwicklung der Finanzsituation in den Vorjahren 
stets besser als bei den jeweils vorangegangenen Be-
fragungen, ist in diesem Jahr ein deutlicher „Stim-
mungsknick“ zu erkennen. Vor diesem Hintergrund 
bleibt spannend, ob sich die Erwartungen der Mehrheit 
der Kommunen bewahrheiten werden, die trotz der ge-
stiegenen konjunkturellen Risiken für die meisten Auf-
gabenbereiche von einem weiteren Abbau des Investi-
tionsrückstands in den nächsten Jahren ausgehen.
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1. Zum KfW-Kommunalpanel 2019

Das KfW-Kommunalpanel gibt inzwischen seit zehn 
Jahren Auskunft über die finanz- und investitionspoliti-
sche Situation der Kommunen. Das Wissen um den 
Zustand des öffentlichen Kapitalstocks von Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden – beispielsweise in Form 
von Straßen, Brücken oder Schulen – erfüllt zwei wich-
tige Funktionen: Zum einen wird mit der Offenlegung 
von Investitionsschwerpunkten und Investitionsrück-
ständen ein Beitrag zur Transparenz gegenüber der 
Öffentlichkeit geleistet. Zum anderen stellt das Wissen 
um die Investitionstätigkeit und Finanzierungsbedin-
gungen der Kommunen in Deutschland eine Voraus-
setzung für politische und administrative Planungspro-
zesse dar. Der adäquate Einsatz begrenzter Haus-
haltsmittel kann eigentlich nur gelingen, wenn Kennt-
nisse über die mittel- und langfristig unabweisbaren 
Bedarfe aufgebaut und kontinuierlich gepflegt werden. 
Dies gilt umso mehr, da viele Infrastrukturen der öffent-
lichen Hand vor einer tief greifenden transformativen 
Neuausrichtung stehen, wie die Schlagworte Verkehrs- 
oder Energiewende beispielhaft verdeutlichen. Nicht 
ohne Grund wird darum aus Wissenschaft und Politik 
der Ruf wieder lauter, die kommunalen Investitionen 
strukturell und dauerhaft stärker zu forcieren.1  

Die vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) seit 
2009 im Auftrag der KfW Bankengruppe durchgeführte 
Studie basiert auf einer jährlichen Befragung der 
Kämmereien von Landkreisen, Städten und Gemein-
den mit mindestens 2.000 Einwohnern. Hatte das  
KfW-Kommunalpanel in den Anfangsjahren noch das 
Ziel, den Investitionsrückstand in seiner Höhe genauer 
zu beziffern, fokussieren die Analysen mittlerweile ver-
stärkt die Ursachen, Wechselwirkungen und regionalen 
Ausprägungen kommunaler Investitionsdefizite. Im 
Vordergrund steht somit weniger die Frage, ob über-
haupt Investitionsrückstände bestehen, sondern viel-
mehr wo welche Rückstände vorliegen sowie wie sich 
Investitionshemmnisse politisch gezielter adressieren 
lassen.  

Dabei zeigt sich, dass die Befragungsergebnisse eine 
wertvolle Ergänzung zur amtlichen Statistik darstellen.2 

Denn der Befund einer unzureichenden Investitionstä-
tigkeit der öffentlichen Hand, der sich bereits aus den 
Daten der amtlichen Statistik herauslesen lässt, wird 
auch durch verschiedene Experteneinschätzungen un-

 
1 Vgl. bspw. Spiegel (2019) oder ZDF (2019). 

2 Vgl. Brand, S. u. J. Steinbrecher (2019b). 

terstützt.3 Gleichzeitig erlaubt die Auswertung von Be-
fragungsergebnissen aber auch, strukturelle Unter-
schiede hinter dem Aggregat besser zu verstehen  
und Rückschlüsse auf konkrete Investitionsbedarfe 
bzw. -defizite zu ziehen.  

Dieses Anliegen wird auch mit dem KfW-Kommunal-
panel 2019 weiter verfolgt. Der Fragebogen wurde mit 
den kommunalen Spitzenverbänden, Vertretern von 
Kommunen und dem wissenschaftlichen Beirat des 
KfW-Kommunalpanels abgestimmt. Ein Großteil der 
Vorjahresfragen wurde übernommen, um den Panel-
charakter zu bewahren. Der Erhebung von Einschät-
zungen der Kämmereien liegt eine Methodik zur Ermitt-
lung kommunaler Investitionsbedarfe zu Grunde, die 
2008 in einer Studie des Deutschen Instituts für Urba-
nistik grundlegend entwickelt und in den Folgejahren 
stetig angepasst wurde.4 Auch in diesem Jahr werden 
die Umfrageergebnisse in Bezug zu den Daten der 
amtlichen Finanzstatistik sowie den Ergebnissen frühe-
rer Befragungen gesetzt.  

Ausgangspunkt des KfW-Kommunalpanels 2019 bildet 
eine Analyse zur allgemeinen Finanzsituation der 
Kommunen, die sich insgesamt solide darstellt. Vor 
diesem Hintergrund werden die aktuellen Investitions-
planungen sowie die Angaben zu den Investitionsrück-
ständen in einzelnen kommunalen Aufgabenbereichen 
näher beleuchtet. Auf Grundlage der Antworten aus 
den Kämmereien kann diesmal vertiefend darauf ein-
gegangen werden, ob eine Aufgabe innerhalb der 
Kernverwaltung oder ausgelagert wahrgenommen wird. 
Deutlich wird zudem, dass nicht alle Investitionen wie 
geplant innerhalb des Haushaltsjahrs umgesetzt wer-
den können. Die kommunale Investitionsfähigkeit ist 
somit auch, aber nicht nur eine Frage der Finanzen. 
Anstelle eines Schwerpunktthemas wurden die Kom-
munen in diesem Jahr deshalb um kurze Einschätzun-
gen zu den drängendsten investitionspolitischen Her-
ausforderungen, den Einflussfaktoren, die den Investi-
tionsrückstand verändert haben sowie hilfreichen Maß-
nahmen zum Abbau des Investitionsrückstands gebe-
ten. 

 
3 Vgl. Gornig, M. (2019) oder Hüther, M. (2019), S. 16. 

4 Vgl. Reidenbach, M. et al. (2008). Zur aktuellen Methodik siehe die Angaben 
im Methodenanhang.  
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2. Aktuelle und erwartete Finanzlage

Die Kommunen erzielten 2018 einen Finanzierungs-
überschuss von 9,8 Mrd. EUR. 

Die aktuelle Finanzlage wird positiver eingeschätzt 
als in den vergangenen Jahren.  

Die Einschätzung der zukünftigen Finanzsituation 
trübt sich hingegen ein. 

Etwa ein Viertel der Bevölkerung lebt in Kommunen, 
die unter Haushaltsaufsicht stehen. 

Die aktuelle Finanzsituation der Städte, Gemeinden 
und Landkreise stellt sich im Aggregat weiterhin positiv 
dar. Im vierten Jahr in Folge hat die kommunale Ebene 
im Jahr 2018 einen Einnahmenüberschuss erzielt. Die-
ser fiel mit 9,8 Mrd. EUR (Kern- und Extrahaushalte) 
bzw. 8,7 Mrd. EUR (nur Kernhaushalte) zwar etwas ge-
ringer als im Vorjahr aus, ist aber trotzdem einer der 
höchsten Überschüsse der vergangenen Jahrzehnte.5 

Die Kommunen profitieren hierbei von der anhaltend 
guten gesamtwirtschaftlichen Lage, in der die Einnah-
men stärker als die Ausgaben steigen. Beispielsweise 
begünstigt die gute Auftragslage der Unternehmen ho-
he Gewerbesteuererträge in den kommunalen Haus-
halten. Der hohe Beschäftigungsgrad sorgt auf der an-
deren Seite für eine gewisse Entlastung bei den Aus-
gaben für die soziale Sicherung. Allerdings profitieren 
auch in der gegenwärtigen Situation nicht alle Kommu-
nen gleichermaßen von der positiven Gesamtsituation. 
Vielmehr zeigt sich weiterhin ein heterogenes Bild zwi-
schen den Kommunen, dem die Politik auf Bundes-
ebene unter anderem im Rahmen der Kommission 
"Gleichwertige Lebensverhältnisse" begegnen möch-
te.6  

Am aktuellen Rand zeichnet sich allerdings eine Kon-
junktureintrübung ab. Verschiedene Institutionen haben 
bereits ihre zu Beginn des Jahres 2018 noch sehr posi-
tiven Konjunkturprognosen nach unten revidiert.7 Folg-
lich prognostiziert die aktuelle Steuerschätzung gerin-
gere Mehreinnahmen, auch für die kommunalen Haus-

 
5 Vgl. Statistisches Bundesamt (2019b). 

6 Mit den kommunalen Altschulden sowie Raumordnungsfragen beschäftigen 
sich zwei der sechs Facharbeitsgruppen der Kommission "Gleichwertige Le-
bensverhältnisse". Ergebnisse werden für Mitte des Jahres erwartet. Vgl. BMI 
(o. J.). 

7 Vgl. bspw. Borger, K. (2018). 

halte.8 Für die Entwicklung der kommunalen Finanzen 
ist zudem ungewiss, welche Auswirkungen mit dem 
Wirksamwerden der Schuldenbremse verbunden sein 
werden, die ab dem Jahr 2020 die Nettoneuverschul-
dung der Länder verbietet und mittelbare Folgewirkun-
gen auf die Kommunen entfalten könnte.9  

2.1. Positive Einschätzung der aktuellen Finanz-
lage 
Das bislang gute gesamtwirtschaftliche Umfeld spiegelt 
sich auch in den Einschätzungen der Finanzverant-
wortlichen von Städten, Gemeinden und Landkreisen 
im KfW-Kommunalpanel 2019 wider. So schätzen die-
se die aktuelle Finanzlage ihrer Kommunen zu über ei-
nem Drittel (36 %) als entweder "gut" oder "sehr gut" 
ein. Weitere 31 % bezeichnen sie als "befriedigend", 
lediglich 16 % als "ausreichend" und 17 % als "man-
gelhaft" (Grafik 1).  

Grafik 1: Beurteilung der Gesamtfinanzsituation 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Städte mit mindestens 50.000 Einwohnern äußern sich 
hierbei zumeist pessimistischer als die Befragten klei-
nerer Städte und Gemeinden oder der Landkreise. 
Wenig überraschend ist zudem, dass die Einschätzung 
bei dem Fünftel der Kommunen, das sich aktuell in der 
Haushaltssicherung befindet, deutlich schlechter aus-
fällt, als bei den Kommunen, die kein Haushaltssiche-
rungskonzept benötigen. Unter diesen Kommunen be-
werten 49 % ihre Finanzlage als „mangelhaft“. Finanz-

 
8 Vgl. BMF (2019). 

9 Der in Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG formulierte Grundsatz des ausgeglichenen 
Haushalts ohne Nettokreditaufnahme gilt lediglich für (Bundes- und) Länder-
haushalte und schließt Gemeinden nicht direkt ein. Vgl. Deutscher Bundestag 
(2009), S. 10f. Welche Auswirkungen eine strengere Kontrolle der Schulden 
der Länder auf die nachgeordnete föderale Ebene der Kommunen hat, bleibt 
jedoch abzuwarten, vgl. bspw. Lenk, T. et al. (2012).  
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starke Kommunen und solche, die einen ausgegliche-
nen Haushalt aufweisen, schätzten die aktuelle Situati-
on hingegen positiver ein, denn nur 8 % der Kommu-
nen ohne Haushaltssicherung bezeichnen ihre aktuelle 
Finanzlage als „mangelhaft“. 

Rückblickend auf die vergangenen 10 Jahre sieht im-
merhin jede zweite Kommune eine "durchgängig positi-
ve" (6 %) oder "tendenziell eher positive" (43 %) Ent-
wicklung. Als „weit gehend konstant“ sehen 22 % die 
Situation, weitere 6 % als "uneinheitlich" an, während 
etwas mehr als ein Fünftel angeben, die Situation habe 
sich für sie seit dem Jahr 2008 verschlechtert. 

2.2. Eingetrübter Ausblick auf die erwartete  
Finanzlage 
Mit Blick auf das aktuelle Haushaltsjahr geht jede zwei-
te Kommune davon aus, dass sich die finanzielle Situa-
tion auch 2019 konstant darstellt. Weiter in die Zukunft 
geschaut erwarten immerhin 41 % eine "weit gehend 
konstante" Entwicklung in den nächsten fünf Jahren. 
Nur rund 12 % der Kommunen gehen von einer Ver-
besserung der Situation aus, 42 % hingegen von einer 
Verschlechterung. Dass die Kommunen insgesamt  
eher eine Verschlechterung als eine Verbesserung  
erwarten, ist wenig überraschend – schließlich bleibt, 
ausgehend von der aktuell als überdurchschnittlich po-
sitiv eingeschätzten Situation, für die meisten Kommu-
nen nur wenig Verbesserungspotenzial.  

Grafik 2: Entwicklung der Finanzsituation 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Aggregiert man die Ergebnisse der bisherigen Befra-
gungsjahre zu einem „Stimmungsindex“ wird deutlich, 
dass die Kommunen die derzeitige Finanzsituation in 
der aktuellen Umfrage zum KfW-Kommunalpanel 2019 
so positiv einschätzen wie nie zuvor (Grafik 2).10 
Gleichzeitig wird mit der rückläufigen Erwartung für das 
laufende Haushaltsjahr aber auch ersichtlich, dass die 
Kämmereien die Finanzlage 2019 mit leichter Tendenz 
zwar weiterhin als überdurchschnittlich gut bezeichnen, 
im Vergleich zum Vorjahr jedoch weniger optimistisch 
in die Zukunft blicken. Zum ersten Mal seit 2010 sind 
die Erwartungen damit sichtbar pessimistischer als 
noch im jeweiligen Vorjahr. Der Stimmungsindex deutet 
somit einen Wendepunkt für die kommunale Finanzla-
ge an. 

2.3. Haushaltsausgleich und Haushaltssicherung 
vor allem für größere Städte ein Problem 
Die aktuell positive Finanzsituation der Städte, Ge-
meinden und Landkreise zeigt sich auch darin, dass 
83 bzw. 82 % der Kommunen in den Jahren 2017 und 
2018 aus eigener Kraft einen ausgeglichenen Haushalt 
aufstellen konnten. Unter den Landkreisen ist der Anteil 
mit 91 % besonders hoch, während er bei den kreis-
freien Städten mit 72 % am geringsten ausfällt. Im Ver-
gleich zu den vergangenen Jahren konnten deutlich 
mehr Kommunen ihren Haushalt ausgleichen; im Ver-
gleich zum Jahr 2014 ist der Anteil sogar um 10 Pro-
zentpunkte angestiegen. 

Jede fünfte Kommune unterlag in den Jahren 2017 
und / oder 2018 jedoch der Kommunalaufsicht und ar-
beitete unter einem Haushaltssicherungskonzept. Ins-
besondere größere Städte sind davon betroffen (Gra-
fik 3). Bezogen auf die Gesamtbevölkerung bedeutet 
dies, dass knapp ein Viertel der deutschen Bevölke-
rung in einer Kommune lebt, die aktuell unter einem 
Haushaltssicherungskonzept arbeitet. Was ursprüng-
lich als eine "Ausnahmesituation"11 gedacht war, 
schränkt mithin die Bereitstellung von Leistungen und 
Infrastrukturen der kommunalen Daseinsvorsorge für 
einen nicht unerheblichen Anteil der gesamtdeutschen 
Bevölkerung ein.12 

 
10 Den Indexwerten liegen die Fragen nach der aktuellen Finanzsituation und 
der Entwicklung der Finanzsituation im Folgejahr zu Grunde. Positive Ein-
schätzungen wurden mit dem Wert 1,5 bzw. 1 gewichtet, die Note "befriedi-
gend" sowie eine konstante Erwartung mit dem Wert 0, die Noten "ausrei-
chend" und "mangelhaft" bzw. eine negative Erwartung mit -1 bzw. -1,5. Die 
sich ergebenden Werte wurden um den Mittelwert der Befragungen 2014 bis 
2018 standardisiert, um die Unterschiede in den Skalen zu nivellieren. 

11 Vgl. Schneider, B. und M. Becker (2009), S. 146. 

12 Wie wichtig eine handlungsfähige kommunale Ebene ist, zeigt auch das In-
teresse und Vertrauen der Bevölkerung, vgl. bspw. Gehne, D. et al (2019).  
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Grafik 3: Anteil der Kommunen mit Haushalts-
sicherungskonzept 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

2.4. Kommunale Verschuldung sinkt, bleibt aber 
regional unterschiedlich verteilt 
In Anbetracht der guten wirtschaftlichen Situation konn-
ten die Gemeinden und Gemeindeverbände 2018 auch 
ihre Verbindlichkeiten um 7 % weiter reduzieren. Die 
Verschuldung im Kernhaushalt sank dabei auf im  
Mittel 1.512 EUR je Einwohner. Im Saarland 
(3.360 EUR/Ew.), Rheinland-Pfalz (2.946 EUR/Ew.) 
und Nordrhein-Westfalen (2.644 EUR/Ew.) liegt die 
durchschnittliche kommunale Verschuldung weiter 
deutlich über dem Durchschnitt. In Hessen kommt 
2018 ein Sondereffekt zum Tragen: Die kommunale 
Verschuldung ist hier im Vergleich zum Vorjahr um 
30 % auf 1.829 EUR je Einwohner gesunken, da die 
sog. „Hessenkasse“ von den Kommunen Kassenkredi-
te in Höhe von insgesamt 4,9 Mrd. EUR übernommen 
hat.13 Brandenburg, Sachsen und Baden-Württemberg 
sind die Bundesländer, deren Kommunen die geringste 
Verschuldung aufweisen (Grafik 4). 

Positiv ist, dass der seit 2015 zu beobachtende, nahe-
zu flächendeckende Rückgang der Kassenkredite an-
hält. Zum Jahresende 2018 wiesen die Kommunen 
"nur" noch einen Bestand von 35 Mrd. EUR an  
Kassenkrediten aus.14 Von den noch insgesamt  
116 Mrd. EUR, mit denen Städte, Gemeinden und 
Landkreise in ihren Kernhaushalten beim nicht-öffent-
lichen Bereich verschuldet sind, entfallen nun 70 % auf 

 
13 Vgl. Hessisches Ministerium der Finanzen (2018). Da die Kredite im Rah-
men der Hessenkasse von der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
(WIBank) übernommen werden und die Förderbank in der amtlichen Schul-
denstatistik nicht dem Staat zugeordnet wird, erscheinen die Schulden nun 
weder auf Kommunal- noch auf Landesebene. Vgl. Statistisches Bundesamt 
(2019a). 

14 Zur Problematik der Kassenkredite, vgl. bspw. Brand, S. (2015). 

Kredite und Wertpapierschulden sowie 30 % auf Kas-
senkredite.15  

Grafik 4: Kommunale Verschuldung beim nicht-
öffentlichen Bereich im Kernhaushalt 

 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes. 

 
15 Vgl. Statistisches Bundesamt (2019c). 
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3. Investitionen und Investitionsrückstand

Die geplanten Investitionen der Kommunen stiegen 
2018 auf 34,7 Mrd. EUR und dürften auch 2019 wei-
ter steigen. 

Die geplanten Investitionsausgaben lassen sich je-
doch nur zu zwei Drittel tatsächlich im jeweiligen 
Haushaltsjahr realisieren. 

Dank geplanter und begonnener Investitionsprojekte 
geht der wahrgenommene Investitionsrückstand auf 
rd. 138 Mrd. EUR zurück. 

Mit Blick auf die Investitionstätigkeit zeigt sich, dass 
sich das positive wirtschaftliche Umfeld auch auf die 
Investitionsplanungen der Kommunen belebend aus-
wirkt. Laut der aktuellen Hochrechnung planten Städte, 
Gemeinden und Landkreise mit mindestens 2.000 Ein-
wohnern im Jahr 2018 Investitionen in Höhe von 
34,7 Mrd. EUR (Grafik 5).16 Von den geplanten Investi-
tionen entfallen 25 % auf die kommunale Straßen und 
Verkehrsinfrastruktur, weitere 21 % auf Schulen, 8 % 
auf öffentliche Verwaltungsgebäude und jeweils 7 % 
auf Kinderbetreuung, Wasserver- und -entsorgung so-
wie den Brand- und Katastrophenschutz. 

3.1. Geplante Investitionen erneut gestiegen, aber 
nur zum Teil umgesetzt 
Für das Jahr 2019 wird sogar nochmals eine leichte 
Steigerung der Investitionen auf 35,8 Mrd. EUR ge-
plant. Der Anstieg des Investitionsvolumens wird sich 
also aller Voraussicht nach fortsetzen. Fraglich ist hier 
allerdings, inwiefern das Ausgabenwachstum reinen 
Preiseffekten geschuldet ist und ob im nächsten Jahr 
auch tatsächlich alle geplanten Investitionen umgesetzt 
werden können.17 Denn ein Blick auf die Ergebnisse 
verdeutlicht auch, dass die Kommunen ihre im Jahr 
2018 in die Haushaltsplanung eingestellten Investitio-
nen zu einem erheblichen Teil nicht umsetzen konnten.  

Im Rahmen des diesjährigen KfW-Kommunalpanels 
wurde erstmals sowohl nach den im Haushaltsplan 
veranschlagten als auch nach den voraussichtlich ver-
 
16 Laut Kassenstatistik wurden im Jahr 2018 Sachinvestitionen in Höhe von 
27,6 Mrd. EUR in den kommunalen Kernhaushalten getätigt. Dies sind 13 % 
mehr als im Vorjahr. vgl. Statistisches Bundesamt 2019d. Die Diskrepanz 
zwischen den Werten lässt sich über den unterschiedlichen Erhebungszeit-
punkt, den Umstand, dass nicht alle Investitionen innerhalb eines Jahres ge-
tätigt werden sowie Abweichungen bei der Abgrenzung des Investitionsbe-
griffs erklären. 

17 Siehe zu steigenden Preisen und Kapazitätsengpässen am Bau bspw. Nit-
sche, S. (2018). 

ausgabten Investitionen der Kommunen differenziert.18 
Nicht immer lassen sich Investitionsvorhaben im ge-
planten Zeitraum umsetzen, sodass es im Haushalt zu 
Verschiebungen kommen kann. Mit der eingeführten 
Unterscheidung lassen sich Abweichungen zwischen 
geplanten und tatsächlich verausgabten Investitionen 
nachvollziehen, die ein Hinweis auf Investitionshemm-
nisse sein können.19 Hier zeigen sich für das Jahr 2018 
tatsächlich deutliche Diskrepanzen: In der Summe ge-
hen die Kämmereien von Auszahlungen von rd. 
22,6 Mrd. EUR für investive Maßnahmen aus, fast ein 
Drittel weniger als ursprünglich eingeplant (Grafik 5). 
Die überwiegende Mehrheit der Städte, Gemeinden 
und Landkreise (83 %) meldete zurück, im Jahr 2018 
nicht alle geplanten Zahlungen für Investitionsvorhaben 
auch ausführen zu können. Nur 12 % der Kommunen 
haben bei den tatsächlichen Investitionen den gleichen 
Wert angegeben wie bei den geplanten. Wenige Kom-
munen (4 %) gaben sogar höhere tatsächlich veraus-
gabte Investitionen an.  

Lassen sich Investitionen nicht im geplanten Jahr voll-
ständig umsetzen, ist das zunächst nicht unbedingt 
problematisch. Die kommunale Investitionstätigkeit um-
fasst zu einem Großteil Projekte, die nicht auf ein ein-
zelnes Haushaltsjahr ausgelegt sind, sondern über 
mehrere Jahre schrittweise umgesetzt werden. Verzö-
gerungen oder Engpässe an projektrelevanten Stellen 
können dazu führen, dass Auszahlungen ins nächste 
Jahr verschoben werden müssen. In der Konsequenz 
liegen die geplanten Investitionen dann im betreffenden 
Jahr über den tatsächlich verausgabten Investitionen 
und im Folgejahr ggf. darunter, wenn die Planung nicht 
mehr angepasst werden kann. Kritisch wird es, wenn 
Investitionen wie eine Bugwelle immer weiter in die Zu-
kunft geschoben werden und Investitionskapazitäten 
(finanzieller und personeller Art) in den Folgejahren 
beanspruchen, die eigentlich für andere Investitionen 
benötigt werden. Diese Bugwelle bremst den „Tanker 
Kommune“ dann regelrecht aus.  

Ein weiteres damit verbundenes Problem können die 
Folgekosten aufgeschobener Investitionen sein.20  

 
18 In den Vorjahren wurde nur nach dem Investitionsvolumen des aktuellen 
Jahres und den geplanten Investitionen des Folgejahres gefragt. 

19 Rückmeldungen der Kommunen verdeutlichten, dass nicht abgeschlossene 
Investitionsvorhaben zu Haushaltsresten bzw. Übertragungen führen, die ver-
zögernde Auswirkungen auf die ursprüngliche Planung haben. Zu den mögli-
chen Gründen für Verzögerungen, vgl. Brand, S. und J. Steinbrecher (2018b). 

20 Folgekosten können zum einen durch Nutzungseinschränkungen entstehen 
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Grafik 5: Geplante und tatsächlich verausgabte Investitionen 
In Mrd. EUR 
 

 
Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von September bis Oktober 2018 
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Problematisch wird es auch, wenn im Haushalt einge-
stellte, aber noch nicht verausgabte Investitionsmittel 
z. B. im Rahmen von Förderprogrammen verfallen oder 
zurückgezahlt werden müssen.21 

3.2. Wahrgenommener Investitionsrückstand geht  
zurück 
Auch wenn die geplanten Investitionen 2018 nicht in 
vollem Umfang umgesetzt werden konnten, wurden 
doch viele Projekte in den Kommunen geplant oder so-
gar begonnen. Dies spiegelt sich in einem Rückgang 
des wahrgenommenen Investitionsrückstands wider. 
Die bundesweite Hochrechnung des diesjährigen In-
vestitionsrückstands liegt mit einer Höhe von 
138,4 Mrd. EUR unter dem Vorjahreswert und in etwa 
auf dem Niveau des Jahres 2015.22  

Schulen (inkl. Erwachsenenbildung) mit rd. 42,8 Mrd. 
 
und zum anderen durch höhere Kosten, wenn beispielsweise eine Brücke 
wegen verschleppter Reparaturen nicht mehr saniert werden kann, sondern 
neu gebaut werden muss.  

21 Vgl. Schneider, S. et al. (2018). 

22 Es handelt sich nicht um eine durch die Zusammensetzung des Samples 
begründete Verzerrung, denn eine vergleichbare Entwicklung zeigt sich auch 
bei den Kommunen, die in mindestens zwei aufeinanderfolgenden Jahren an 
der Befragung teilnahmen: Bei ihnen stieg der Investitionsrückstand in der Be-
fragung zum Jahr 2017 erst an, um nun wieder leicht abzufallen.  

EUR und die Straßen und Verkehrsinfrastruktur mit rd. 
36,1 Mrd. EUR machen wie auch in den Vorjahren den 
größten Anteil des wahrgenommenen Investitionsrück-
stands aus (Grafik 6). Mit 31 bzw. 26 % ist ihr Anteil am 
Gesamtinvestitionsrückstand sogar leicht angestiegen. 
Rund ein Zehntel des wahrgenommenen Investitions-
rückstands entfällt mit ca. 14 Mrd. EUR weiterhin auf 
die öffentlichen Verwaltungsgebäude. 

Die Bereiche Brand- und Katastrophenschutz stellen 
7 %, Kinderbetreuung sowie Wasserver- und -entsor-
gung jeweils 5 % des Investitionsrückstands dar. Die 
Informationsinfrastruktur und Sonstiges tragen jeweils 
mit 2 % zum Rückstand bei. In die letzte Kategorie fal-
len insbesondere Maßnahmen der Stadtentwicklung 
und Stadtsanierung sowie Park- und Grünanlagen. 
Vereinzelt werden auch Rettungsdienst, Tourismus, 
Wirtschaftsförderung, Breitbandausbau oder die Bau-
höfe genannt.  

Die verbleibenden Bereiche ÖPNV, Energieerzeugung 
und -versorgung, Abfallwirtschaft und Gesundheitsin-
frastruktur sind solche, die zu einem hohen Anteil nicht 
in der Kernverwaltung der Städte, Gemeinden und 
Landkreise wahrgenommen werden, sondern in eigen-
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Grafik 6: Wahrgenommener Investitionsrückstand in den Kommunen 2018 
 

 
 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von September bis Oktober 2018 
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ständige Organisationsformen ausgelagert wurden.23 
Wie zu erwarten, fallen die Angaben der Kämmereien 
zu den Investitionsrückständen in diesen Bereichen ge-
ringer aus, da die Zuständigkeit für Investitionen nicht 
primär bei der Kommune selbst liegt und sich somit die 
erforderlichen Informationen nicht ohne weiteres be-
reitstellen lassen (siehe Box).  

3.3. Unterschiedliche Dringlichkeit der Investiti-
onsrückstände 
Einen guten Indikator für die Dringlichkeit der Investiti-
onsrückstände kann neben der Höhe des Rückstands 
auch aus den Einschätzungen der Kämmereien ge-
wonnen werden, ob es sich in den jeweiligen Bereichen 
um "gravierende" Rückstände handelt.24 Denn ein In-
vestitionsbedarf kann in seiner monetären Größe hoch 
 
23 Auslagerungen können in öffentlich-rechtlicher wie privatrechtlicher Gesell-
schaftsform erfolgen. Klassische Beispiele sind „Stadtwerke“, die sich um 
Energie, Wasser, ÖPNV, Abfall usw. kümmern. Auch Kooperationen mit an-
deren Kommunen erfolgen häufig in einer ausgelagerten Organisationseinheit 
wie z. B. Zweckverbände. Die Strukturen unterscheiden sich stark zwischen 
den Kommunen. In der Tendenz fällt der Auslagerungsgrad in großen Städten 
höher aus. Eine große Herausforderung stellt das Beteiligungsmanagement 
und der Informationsaustausch bzw. die Datenerfassung im „Konzern Kom-
mune“ dar. 

24 Als gravierend wird im Fragebogen ein Rückstand spezifiziert, der die 
kommunale Aufgabenwahrnehmung im entsprechenden Investitionsbereich 
erheblich beeinträchtigt. 

ausfallen, ohne zugleich in der Einschätzung der 
Kämmereien vordringlich zu sein, während in spezifi-
schen Bereichen auch für kleinere Investitionsrück-
stände eine hohe (gesetzlich veranlasste) Dringlichkeit 
zur Beseitigung bestehen kann.25  

Für die beiden Bereiche Straßen und Verkehrsinfra-
struktur (22 %) sowie Schulen (15 %) zeigt sich nicht 
nur die höchste absolute Summe beim Investitions-
rückstand, sondern aus Sicht der befragten Kämmerei-
en auch die größte Dringlichkeit.26 Auch bei der Woh-
nungswirtschaft wird, trotz des in absoluten Zahlen re-
lativ geringen Anteils am wahrgenommenen Investiti-
 
25 Beispielsweise würde ein bauliches Großprojekt wie ein Stadttheater mit 
hohen, aber nicht zwingenden Investitionsbedarfen im Bereich Kultur einher-
gehen, während kleinere Summen für Maßnahmen der Brandschutzertüchti-
gung in ihrem Volumen weniger stark ins Gewicht fallen, aber aufgrund von 
rechtlichen Vorgaben unabwendbar sind. 

26 Die Zahlen decken sich mit anderen Quellen: Eine vom Difu durchgeführte 
Kommunalbefragung der Bauämter für den aktuellen Baukulturbericht, die un-
ter anderem nach der Einschätzung des Sanierungsstaus bei verschiedenen 
kommunalen Infrastrukturen fragt, kommt hierbei zum gleichen Ergebnis. Die 
befragten Bauämter schätzen den Sanierungsstau bei der Straßeninfrastruk-
tur als besonders hoch ein. Als „sehr hoch“ bezeichnen 19 % diesen im Be-
reich Straßen", 56 % als "hoch", insgesamt 35 % als "niedrig" oder "eher nied-
rig" und 1 % als "überwiegend saniert". Kommunale Brücken werden nur mi-
nimal besser bewertet. Bei Bildungsbauten / Schulen wird der Investitionsstau 
zu 13 % als "sehr hoch" und 42 % als "hoch" bewertet, bei den Verwaltungs-
bauten sind es 11 bzw. 29 %. Vgl. Michalski, D. et al. (2018), S. 166ff.  
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onsrückstand, von 20 % der Kämmereien ein gravie-
render Rückstand gesehen.27 Bei Sportstätten und Bä-
dern, der Wasserver- und -entsorgung sowie den öf-
fentlichen Verwaltungsgebäuden zeigen sich ebenfalls 
überdurchschnittlich oft gravierende Investitionsrück-
stände. Und im Gegensatz dazu wird beispielsweise 
bei Kultur und Kinderbetreuung nur von 7 % ein gravie-
render Rückstand gesehen, während 67 bzw. 59 % 
diesen als gering oder nicht vorhanden beschreiben. 
Allerdings gibt es bei allen Einschätzungen – wie in 
den Vorjahren – deutliche Unterschiede je nach Region 
und / oder Einwohnergröße.  

Kommunale Investitionstätigkeit und Investiti-
onsrückstände sind auch von der Aufgaben-
organisation abhängig 
Für die Interpretation der kommunalen Investitionen 
und damit letztlich auch des Investitionsrückstands 
spielt die Form der Aufgabenwahrnehmung in den 
jeweiligen Landkreisen, Städten und Gemeinden ei-
ne zentrale Rolle. Die kommunale Ebene ist zwar 
insgesamt für wesentliche Bereiche der öffentlichen 
Daseinsvorsorge verantwortlich, kann diese Zustän-
digkeit aber in verschiedenster Form gewährleis-
ten.28 Für welche Aufgaben die Kommunen jeweils 
zuständig sind, unterscheidet sich von Bundesland 
zu Bundesland. In welcher Form eine Kommune die-
se Aufgabe dann erledigt, unterscheidet sich häufig 
nochmals von Kommune zu Kommune.  

Um der Organisationsvielfalt Rechnung zu tragen, 
wurde in der Befragung zum KfW-Kommunalpanel 
2019 erstmals sowohl für die Investitionen als auch 
den Investitionsrückstand explizit erfasst, welche Be-
reiche die einzelnen Kommunen in welcher Form 
verantworten.29 Diese Information ist insofern von 
Bedeutung, als dass sie Einfluss auf den wahrge-
nommenen Investitionsrückstand hat: Je höher der 
Anteil an Auslagerungen in kommunale Unterneh-
men in einzelnen Infrastrukturbereichen ausfällt, um-
so niedriger sind zumeist die Informationen zu be-

 
27 Hierin zeigt sich auch eine hohe politische Komponente. Der Bereich Woh-
nen wurde jüngst von (Ober-)Bürgermeisterinnen und (Ober-)Bürgermeistern 
als die derzeit wichtigste Aufgabe in der eigenen Stadt bezeichnet, vgl. Deut-
schen Institut für Urbanistik (2019). 

28 Vgl. bspw. Herrmann, K. (2012) oder Hesse, M. et al. (2017). 

29 Bislang wurde diese Frage nur explizit für die Investitionen erfasst und für 
die Hochrechnung des Investitionsrückstands verwendet. Die Präzisierung im 
Fragebogen schafft Klarheit für die Befragten und erhöht damit letztendlich 
die Transparenz und Belastbarkeit der Befragungsergebnisse.   

stehenden Investitionsrückständen, sodass dies in 
der Gewichtung der Angaben zu berücksichtigen 
ist.30 

Ein Blick auf die Ergebnisse zeigt, dass die Bereiche 
Straßen und Verkehrsinfrastruktur (95 %), öffentliche 
Verwaltungsgebäude (91 %) und Brand- und Kata-
strophenschutz (90 %) fast vollständig in eigener 
Verantwortung betrieben werden (siehe Tabelle 4 im 
Tabellenband). Gleiches gilt für Schulen und Kinder-
betreuung. So werden die Schulen (genauer die 
Schulgebäude) von rd. 98 % der Landkreise, 96 % 
der Städte und 80 % der kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden komplett oder größtenteils in eige-
ner Verantwortung betrieben.31 Auch Aufgaben im 
Kultur- oder Sportbereich werden überwiegend von 
den Kommunen selbst wahrgenommen. Bei allen 
anderen Bereichen variiert die Organisationsform 
der Aufgabenwahrnehmung deutlich stärker. Berei-
che wie ÖPNV oder Energieversorgung werden so 
gut wie nie von der Kommune in der Kernverwaltung 
abgedeckt, sondern sind teilweise oder ganz ausge-
lagert.  

Für die Hochrechnung bedeutet das, dass gerade in 
den Bereichen mit hohem Auslagerungsgrad der ge-
samte kommunale Investitionsbedarf bzw. -rück-
stand tendenziell unterschätzt werden dürfte, weil 
die notwendigen Informationen ggf. nicht vollständig 
in den befragten Kämmereien vorliegen. Dies erklärt 
auch, warum sich prominente Themen in der öffent-
lichen Debatte, wie beispielsweise Wohnen, Digitali-
sierung oder auch die Herausforderungen der Ver-
kehrs- und Energiewende, trotzdem nur als ver-
gleichsweise geringe Investitionsrückstände in der 
Hochrechnung wiederfinden.32 

 
30 Siehe zum Vorgehen die Beschreibung im Methodenanhang. Die Angaben 
zur Relevanz der jeweiligen Investitionsbereiche können dem Tabellenband 
entnommen werden. 

31 Eine Sondersituation im Bereich der Schulen stellen die Länder Hessen und 
Thüringen dar. In Hessen sind beispielsweise neben dem Land, dem Lan-
deswohlfahrtsverband, den kreisfreien Städten und den Landkreisen lediglich 
sechs große kreisangehörige Städte Schulträger, vgl. Hessisches Kultusmi-
nisterium (2017) und Hessisches Kultusministerium (o. J.). Die meisten teil-
nehmenden kreisangehörigen Kommunen aus Hessen bezeichnen diesen 
Aufgabenbereich darum als ausgelagert oder für sie nicht relevant. In Thürin-
gen haben Kreise bzw. kreisfreie Städte die Schulträgerschaft für alle öffentli-
chen Schulen inne. Kreisangehörige Städte können durch eigenen Antrag 
Schulträger werden, vgl. Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
(2003). Daher geben alle kreisfreien Städte und Landkreise, aber nur 19 % 
der kreisangehörigen Städte und Gemeinden in Thüringen an, für Schulen 
verantwortlich zu sein. Zum Investitionsbedarf bei Schulen siehe Brand, S. 
und J. Steinbrecher (2016) und (2018c).  

32 Die Relevanz dieser Themen spiegelt sich sehr wohl in der prozentualen 
Zunahme der Investitionsrückstände sowie den Nennungen der Kämmereien 
in den Freitextfeldern wider, selbst wenn in der absoluten Summe nicht die 
Größenordnungen anderer Bereiche erreicht werden. 
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3.4. Disparate Erwartungen für die Entwicklung 
des Investitionsrückstands 
Die Gesamtheit der Kommunen ist überwiegend positiv 
gestimmt, dass der Investitionsrückstand auch in den 
kommenden Jahren verringert werden kann. Rund 
42 % der Städte, Gemeinden und Landkreise gehen 
davon aus, dass der Investitionsrückstand in den 
nächsten fünf Jahren weiter abgebaut wird. Ein Drittel 
erwartet keine Veränderung, aber immer noch ein Vier-
tel befürchtet, dass der Investitionsrückstand weiter 
anwächst.  

Die Erwartungen unterscheiden sich mit Blick auf die 
einzelnen Aufgabenbereiche (Grafik 7). Im Bereich 
Straßen und Verkehrsinfrastruktur bleiben die Kommu-
nen eher zurückhaltend und sind sogar noch pessimis-
tischer als in den Vorjahren: 40 % erwarten hier einen 
weiteren Anstieg. Lediglich ein Drittel der Kommunen 
geht davon aus, den Investitionsrückstand in den 
kommenden fünf Jahren reduzieren zu können. Auch 
im Bereich der Wohnungswirtschaft erwarten die 
Kommunen eher einen Anstieg als einen Abbau des 
Investitionsrückstands. Besonders optimistisch sind die 
Kommunen hingegen, wie auch in den Vorjahren, mit 
Blick auf die Bereiche Schulen und Kinderbetreuung. 
Die Hälfte der Kommunen geht davon aus, dass der 
Rückstand hier etwas oder deutlich abgebaut werden 
kann. Ein Grund dürften die finanziellen Entlastungen 
und Förderprogramme des Bundes und der Länder für 
kommunale Investitionen sein, die einerseits den 
Kommunen finanzielle Handlungsspielräume eröffnen, 
aber andererseits auch die investitionspolitischen 
Schwerpunkte zu Gunsten der Schulen und Kitas ver-
schieben.33 Nur jede fünfte Kommune befürchtet trotz 
aller Fördermaßnahmen einen Anstieg des Investitions-
rückstands in diesen Bereichen.  

Grundsätzlich zeigen sich auch bei den Erwartungen 
zum zukünftigen Investitionsrückstand regionale Unter-
schiede. Die Kommunen in den ostdeutschen Bundes-
ländern schätzen die Entwicklung deutlich pessimisti-
scher ein als der Durchschnitt aller Kommunen: Sie 
gehen zu 42 % von einem weiteren Anstieg des Rück-
stands aus. In den westdeutschen Bundesländern sa-
gen dies lediglich 19 %. Städte und Gemeinden mit bis 
zu 50.000 Einwohnern sind ebenfalls pessimistischer 
als größere Städte und Landkreise. Gleiches gilt für 
Kommunen, die unter Haushaltssicherung stehen.34 

 
33 Scheller, H. und S. Schneider (2016), S. 17. 

34 Diese Zusammenhänge bleiben bestehen, wenn parallel für andere erklä-
rende Variablen kontrolliert wird. 

Hier werden Anzeichen für weiter wachsende bzw. sich 
verstetigende Disparitäten im interkommunalen Ver-
gleich erkennbar. 

Grafik 7: Erwartete Entwicklung des Investitions-
rückstands in ausgewählten Bereichen 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

3.5. Laufende Unterhaltung hat Einfluss auf den 
Investitionsrückstand 
Es zeigt sich auch, dass die Erwartungen hinsichtlich 
des Investitionsrückstands tendenziell in den Bereichen 
pessimistischer ausfallen, in denen auch der laufende 
Unterhalt in der Vergangenheit ein Problem darstellte. 
So gaben nur 35 % der Kommunen an, dass sie im Be-
reich der Straßen und Verkehrsinfrastruktur die laufen-
de Unterhaltung in den vergangenen fünf Jahren "voll-
ständig" oder "weit gehend" gewährleisten konnten. Für 
den Bereich Schulen trifft dies hingegen auf 60 % der 
Kommunen zu. Für die Kinderbetreuung sagen dies 
sogar 72 %. Bereits in den Vorjahren hatte sich die 
mangelnde Instandhaltung als ein Treiber der hohen 
Investitionsrückstände gerade im Bereich der Straßen 
herauskristallisiert.
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4. Finanzierungsinstrumente und -bedingungen

Die Finanzierung kommunaler Investitionen erfolgt 
über wenige Instrumente, deren Bedeutung sich nur 
geringfügig ändert. 

Die gute Finanzlage zeigt sich im Instrumentenmix in 
einem hohen Anteil Allgemeiner Deckungsmittel. 

Für die Zukunft erwarten die Kommunen höhere An-
teile der Fördermittel und des Kommunalkredits. 

Die Finanzierung kommunaler Investitionen beruht auf 
wenigen Instrumenten, deren Anteile am Finanzie-
rungsmix sich in den letzten Jahren als recht stabil er-
wiesen haben. Mit durchschnittlich 41 % erfolgt der 
Großteil der Finanzierung kommunaler Investitionen 
weiterhin über die Allgemeinen Deckungsmittel, die 
den Kommunen in Form von Eigenmitteln (z. B. aus 
originären Steuereinnahmen) und Schlüsselzuweisun-
gen zur freien Verfügung stehen, sowie zu 11 % über 
zweckgebundene Investitionszuweisungen aus den 
kommunalen Finanzausgleichssystemen. Somit wird 
insgesamt etwas mehr als die Hälfte des Investitions-
volumens aus diesen beiden Quellen bestritten (Grafik 
8).   

Grafik 8: Anteile der Finanzierungsinstrumente 
für kommunale Investitionen 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Mit durchschnittlich 27 % spielen selbst zu beantra-
gende Fördermittel von EU, Bund oder Land eine zu-
nehmend wichtigere Rolle für die Finanzierung von 

kommunalen Investitionen. Im Vergleich zur erstmali-
gen Abfrage des Anteils von Fördermitteln am Investiti-
onsvolumen im KfW-Kommunalpanel 2016 (19 %) be-
deutet dies eine Steigerung um knapp die Hälfte des 
damaligen Niveaus.35 Außerdem nutzten im Jahr 2018 
fast neun von zehn Kommunen (88 %) Fördermittel zur 
Finanzierung eines Teils ihrer Investitionen. Damit sind 
sie jedoch auch mit einem wachsenden Verwaltungs-
aufwand konfrontiert, der angesichts von Personaleng-
pässen gleichzeitig beklagt wird.  

Die verbleibende relevante Säule der kommunalen In-
vestitionsfinanzierung stellt der Kommunalkredit dar, 
auf den rund 18 % des Finanzierungsvolumens entfal-
len. Kommunalkredite wurden 2018 von etwas mehr 
als der Hälfte der Kommunen verwendet, wobei ihr An-
teil in Städten mit 20.000 bis unter 50.000 Einwohnern 
mit durchschnittlich 25 % des Investitionsvolumens am 
höchsten und in kleinen Gemeinden mit 15 % am nied-
rigsten ausfällt. Die Kreditfinanzierungsquote ist in 
Kommunen, die nicht unter Haushaltsaufsicht stehen, 
mit 17 % geringer als bei Kommunen in Haushaltssi-
cherung (26 %).  

Nur 4 % des Investitionsvolumens werden durch sons-
tige Mittel finanziert, wobei sowohl Beiträge, Gebühren 
oder Entgelte als auch die Veräußerung von Grundstü-
cken und Immobilien von jeweils etwas mehr als der 
Hälfte der Kommunen genannt werden, die unter Sons-
tiges Angaben gemacht haben.36  

Schuldscheindarlehen werden aufgrund des hohen 
Kredit- bzw. Darlehensvolumens, das zu ihrer Bege-
bung erforderlich ist, hauptsächlich von Großstädten 
verwendet.37 Dort tragen sie bis zu 5 % zur Finanzie-
rung von Investitionen bei. Auf alle deutschen Kommu-
nen bezogen, liegt der durchschnittliche Anteil von 
Schuldscheinen jedoch bei lediglich 1 %. Noch gerin-
ger fällt die Bedeutung von Anleihen aus. Diese alter-
nativen Fremdfinanzierungsinstrumente spielen somit 
nach wie vor nur eine untergeordnete Rolle bei der In-
vestitionsfinanzierung.  

 
 
35 Im vergangenen Jahr wurden bereits 23 % des Investitionsvolumens aus 
Fördermitteln bestritten. 

36 Mehrfachantworten waren möglich. 

37 Alternative Finanzierungsinstrumente könnten eine größere Rolle bei der 
Bewältigung großer Investitionsvorhaben z. B. im Rahmen des Klimaschutzes 
oder der Verkehrswende spielen, vgl. Brand, S. und J. Steinbrecher (2019a). 
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4.1. Nutzung der Finanzierungsinstrumente variiert 
zwischen Kommunaltypen 
Mit Blick auf die wirtschaftlichen und finanziellen Rah-
menbedingungen variieren auch die zum Einsatz 
kommenden Finanzierungsinstrumente. Während ten-
denziell eher wohlhabendere Städte, Gemeinden und 
Landkreise in Bayern und Baden-Württemberg mit 
64 % einen deutlich über dem Durchschnitt liegenden 
Anteil ihres Investitionsvolumens aus Allgemeinen De-
ckungsmitteln oder Investitionszuweisungen finanzie-
ren, liegt dieser Anteil in anderen Regionen deutlich 
niedriger. In NRW werden 52 % der Investitionen aus 
diesen beiden Quellen finanziert, in den übrigen Regi-
onen sind es insgesamt ca. 40 %. Kommunen in Haus-
haltssicherung stehen Allgemeine Deckungsmittel und 
Investitionszuweisungen nur für 36 % ihrer Investitio-
nen zur Verfügung. Bei Kommunen, die dieser Restrik-
tion nicht unterliegen, sind es 55 %. Kommunen mit 
Haushaltssicherungskonzept greifen dafür deutlich 
häufiger auf Fördermittel und Kommunalkredite zurück 
(jeweils 35 bzw. 26 % des Investitionsvolumens), als 
Kommunen, die finanziell weniger gebunden sind.  

Für die in der Tendenz eher steuerschwachen Städte, 
Gemeinden und Landkreise in Ostdeutschland spielen 
Fördermittel weiterhin eine wichtige Rolle bei der Fi-
nanzierung kommunaler Investitionen.38 Im Durch-
schnitt wird hier etwa jeder zweite investiv verwendete 
Euro (48 %) über Fördermittel finanziert. Gleichzeitig 
liegt der Anteil der Kommunalkredite mit lediglich 7 % 
des Investitionsvolumens nicht einmal halb so hoch wie 
im Durchschnitt der deutschen Kommunen.  

4.2. Bedeutung von Fördermitteln und Kommunal-
krediten nimmt perspektivisch zu 
Für das Jahr 2019 erwarten 31 % der Kommunen, 
dass der Anteil ihrer Deckungsmittel zurückgehen wird 
(Grafik 9). Die Hälfte der Kommunen geht von einem 
gleich bleibenden Anteil aus. Lediglich 20 % prognosti-
zieren einen steigenden Anteil der Allgemeinen De-
ckungsmittel. Bei den zweckgebundenen Investitions-
zuweisungen erwarten – wenn auch auf einem geringe-
ren Niveau – ebenfalls mehr Kommunen einen Rück-
gang als eine Erhöhung.  

Bei den Fördermitteln gehen hingegen 28 % der Kom-
munen von einem wachsenden Anteil aus, während 
nur 19 % angeben, dass dieser eher sinken wird. Hierin 

 
38 Vgl. bspw. Boettcher, F. et al. (2017). 

spiegelt sich der zu beobachtende Trend zur Auswei-
tung der gemischt finanzierten Förderprogramme von 
Bund und Ländern wider, der sich seit 2015 deutlich 
verstärkt hat.39  

Auch der Anteil der Kommunalkredite wird in diesem 
Jahr wohl eher zu- als abnehmen, denn eine deutliche 
Mehrheit von 42 % erwartet einen verstärkten Einsatz 
des Instruments gegenüber 19 %, die von einem gerin-
geren Einsatz ausgehen. Sonstige Finanzierungsin-
strumente sind die Kategorie, die am ehesten abneh-
men wird: 29 % der befragten Kommunen gehen von 
einer Verringerung und nur etwa halb so viele (14 %) 
von einer Steigerung aus.40 

Grafik 9: Erwartungen der Bedeutung einzelner 
Instrumente bei der Finanzierung von Investitionen 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 
 
39 Vgl. Scheller, H. (2017) und Krone, E. und H. Scheller (2018). Stellvertre-
tend kann hier auf das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, den Digital-
Pakt und die finanziell deutlich aufgestockten Programme der Städtebauför-
derung verwiesen werden. 

40 Ein Effekt, der beispielsweise auf der Abschaffung der Straßenbaubeiträge 
in immer mehr Bundesländern beruhen kann, vgl. hierzu Piron, R. (2018) für 
einen Überblick über die aktuellen gesetzlichen Regelungen und Entwicklun-
gen in den einzelnen Bundesländern. 
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4.3. Finanzierungsbedingungen sind in den meis-
ten Kommunen weiterhin gut 
Angesicht des erwarteten Bedeutungszuwachs des 
Kommunalkredits ist es erfreulich, dass die Kreditver-
sorgung von fast 90 % der Kommunen, die Kommunal-
kredite nutzten als „gut“ oder „sehr gut“ wahrgenom-
men wird (Grafik 10). Lediglich 3 % der Kommunen be-
schreiben die Bedingungen als "schlecht" oder "sehr 
schlecht".41 Große Städte mit mindestens 50.000 Ein-
wohnern beschreiben die Situation im Schnitt als weni-
ger positiv als die Kommunen anderer Größenklassen.  
Grafik 10: Bedingungen der Kreditaufnahme 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Diejenigen Kommunen, die die Bedingungen nicht 
mindestens als "gut" beschreiben und genauere Anga-
ben hierzu machen, berichten zwar von guten Zinskon-
ditionen (30 %), nehmen jedoch zu 58 % eine geringe-
re Zahl an Kreditangeboten wahr und sehen dies ins-
besondere in ihrer eigenen schlechten Finanzsituation 
begründet (19 %). Kommunen, die hingegen von "gu-
ten" oder "sehr guten" Finanzierungsbedingungen be-
richten und hierzu Angaben machen, profitieren von 
den geringen Zinsen (71 %), vielen bzw. ausreichend 
Kreditangeboten (26 %), allgemein guten Konditionen 
(16 %) und von guten Bedingungen bei Förderdarlehen 
beispielsweise von der KfW oder anderen Förderban-
ken (12 %).42 

 
41 Auch jenen Kommunen, die keine Kredite in Anspruch nehmen, war es 
möglich, genauere Angaben zu machen. Von dieser Möglichkeit machten nur 
wenige Kommunen Gebrauch. An den Antworten wird dennoch deutlich, dass 
die meisten Kommunen dank ausreichender Eigenmittel oder Investitionszu-
weisungen keine Kredite benötigen. Allerdings erhält auch ein Teil der Kom-
munen aufgrund der angespannten Haushaltssituation keine Genehmigung 
der Haushaltsaufsicht zur Aufnahme weiterer Kredite.  

42 Die hiesigen Angaben basieren auf Freitextantworten auf die Frage "Auf 
 

4.4. Leicht pessimistischer Ausblick auf die Kre-
ditmärkte 
Für die überwiegende Mehrheit der Städte, Gemeinden 
und Landkreise können sich die Bedingungen am Kre-
ditmarkt kaum noch verbessern. Immerhin erwarten 
2 % der Kommunen eine deutliche oder leichte Ver-
besserung, weil sie auf eine bessere Finanzsituation  
ihrer Kommune hoffen. 61 % gehen von gleichbleiben-
den Bedingungen, insbesondere von einem weit ge-
hend unveränderten oder höchstens minimal steigen-
den Zinsniveau aus. Etwa ein Drittel (35 %) erwartet 
hingegen eine leichte und 2 % eine deutliche Ver-
schlechterung der Bedingungen zur Kreditaufnahme. 
Begründet wird dies ebenfalls mit dem Zinsniveau, nur 
dass diese Kommunen von einem Anstieg des Zinsni-
veaus ausgehen.43 

Grafik 11: Erwartete Bedingungen der Kreditauf-
nahme 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

 

 
welchen Entwicklungen beruht Ihre Einschätzung bzw. wodurch machen sie 
sich für Sie besonders bemerkbar?", die kodiert und gruppiert wurden. Es sind 
also Mehrfachantworten möglich. Antworten aus Freitextfeldern werden an-
ders als alle anderen Angaben nicht gewichtet. Selten gemachte Angaben 
werden hier nicht aufgeführt.  

43 Auch wenn im Moment nicht erkennbar ist, dass die EZB ihre Zinspolitik auf 
absehbare Zeit spürbar ändern wird, bleiben Zinsänderungsrisiken gerade im 
Hinblick auf kurzlaufende Kassenkredite bestehen, vgl. Brand, S. und  
J. Steinbrecher (2018a). 
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5. Einschätzungen der Kämmereien zum Investitionsrückstand

Kommunen erhoffen sich mehr finanzielle und fachli-
che Unterstützung zum Abbau des Investitionsrück-
stands. 

Hinreichende Personalkapazitäten der Kommunal-
verwaltungen bleiben in Zeiten des Fachkräfteman-
gels eine Herausforderung für den Abbau des Inves-
titionsrückstands. 

Die Hochrechnungen des wahrgenommenen Investi-
tionsrückstands der Kommunen bewegten sich im  
KfW-Kommunalpanel in den vergangenen Jahren stets 
in einem Korridor zwischen 100 und 160 Mrd. EUR und 
decken sich somit in etwa mit Erhebungen ähnlicher 
Art.44 Nach einem starken Anstieg im Vorjahr, ging der 
Investitionsrückstand im vergangenen Jahr wieder auf 
das Niveau des Jahres 2015 zurück.45 Um die Entwick-
lung des Investitionsrückstands besser nachvollziehen 
zu können, wurden im KfW-Kommunalpanel 2019 die 
Kämmereien erstmals in Form von offenen Fragen zu 
den zentralen Treibern der Entwicklung des Investiti-
onsrückstands befragt.46  

5.1. Verfügbarkeit von Finanzmitteln wichtigster 
Faktor für die Entwicklung des Investitionsrück-
stands 
Es zeigt sich, dass sich Veränderungen des kommuna-
len Investitionsrückstands aus Sicht von 48 % der 
Landkreise, Städte und Gemeinden insbesondere auf 
ihre finanzielle Situation zurückführen lassen (Gra-
fik 12). Hiervon formuliert ein Drittel seine Aussage 
neutral, ein Drittel hebt die positive Entwicklung der 
kommunalen Finanzen hervor, während das übrige 
Drittel die negative Finanzsituation als Hemmschuh 
benennt. Während sich kleine Mittelstädte (20.000 bis 
50.000 Einwohner) eher pessimistisch äußern, heben 

 
44 Vgl. Alm, B. und M. Meurers (2015), Expertenkommission „Stärkung von In-
vestitionen in Deutschland“ (2015), BMWi (2015), Gornig, M. (2019) sowie 
Brand, S. und J. Steinbrecher (2019b). 

45 Grund für den hohen wahrgenommenen Investitionsrückstand im Jahr 2017 
war zum einen die auch weiterhin dynamische Bevölkerungsentwicklung ins-
besondere in den Städten und Ballungsgebieten, die zusätzliche Infrastruk-
turinvestitionen nötig macht. In ergänzenden Interviews mit einzelnen Käm-
mereien wurde im KfW-Kommunalpanel 2018 deutlich, dass geringe perso-
nelle Ressourcen, finanzielle Restriktionen und unsichere gesetzliche Rege-
lungen die drei meistgenannten Ursachen für nicht umgesetzte Investitionen 
waren. Vgl. Krone, E. und H. Scheller (2018), S. 14ff. 

46 Hierbei waren keine Antwortmöglichkeiten vorgegeben und Mehrfachant-
worten möglich. Gleiches gilt für die im weiteren Textverlauf erläuterten Fra-
gen. In allen wurden die Finanzverantwortlichen nach bis zu drei Stichpunkten 
gefragt. Die Antworten in Textform wurden anschließend kodiert und thema-
tisch gruppiert. 

die Kreise überdurchschnittlich oft die positive Entwick-
lung der Finanzen hervor. Kommunen in Haushaltssi-
cherung und solche, die im Jahr 2018 keinen ausgegli-
chenen Haushalt erreichen konnten, verweisen eben-
falls häufiger auf fehlende finanzielle Ressourcen. 

Die Nutzung von Förderprogrammen und Investitions-
zuwendungen haben ebenfalls einen starken Einfluss 
auf den Abbau des Investitionsrückstands (27 %). Die-
se werden vor allem von den kreisfreien Städten her-
vorgehoben. Gleichzeitig wird allerdings von 8 % der 
Befragten – insbesondere von Landgemeinden und 
kleinen Mittelstädten – der hohe Aufwand bei der Be-
antragung und Verwendung von Fördermitteln kritisiert.  

Rund jede vierte befragte Kommune nennt entweder 
die fehlenden Kapazitäten (15 %) oder die Bau- und 
Rohstoffpreise (9 %) als einen der drei wichtigsten (ne-
gativen) Einflussfaktoren. Fehlende Kapazitäten sind 
insbesondere für Städte mit mindestens 20.000 Ein-
wohnern problematisch und werden von Kommunen 
mit hoher Steuerkraft – und damit tendenziell höherem 
Investitionsvolumen – deutlich häufiger genannt als von 
anderen. Gleiches gilt für den Personalmangel, der 
insgesamt von knapp jedem fünften Befragten als einer 
der drei wichtigen Einflussfaktoren auf den Investitions-
rückstand genannt wird.  

Grafik 12: Einflüsse auf den Investitionsrückstand 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 
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Dass der Investitionsrückstand in diesem Jahr wieder 
geringer ausfällt, ist somit nicht gleich bedeutend mit 
grundsätzlich gesunkenen Herausforderungen für die 
Kommunen, denn viele Investitionsbedarfe und  
-hemmnisse bleiben bestehen. Aber die aktuelle Ent-
wicklung ist ein Indiz dafür, dass die guten Rahmenbe-
dingungen vielen Kommunen Spielräume verschaffen, 
mehr Investitionen zu planen und mit der Umsetzung 
zu beginnen.47  

Der Bund hat die Zahl seiner Förderprogramme für 
Länder und Kommunen noch einmal ausgebaut.48 Hin-
zu kommen Landesprogramme, die die Bundespro-
gramme ergänzen. Dazu kommt entlastend, dass sich 
politische Planungsunsicherheiten, die noch im Herbst 
2017 erkennbar waren, insofern verringert haben, da 
viele der im Bundestagswahlkampf in Aussicht gestell-
ten Maßnahmen mittlerweile konkretisiert und in Pro-
gramme übersetzt wurden.49  

In der Folge konnte inzwischen eine Vielzahl an Inves-
titionsprojekten angeschoben werden, die sich nun in 
der Realisierungsphase befindet. Auch wenn ein Teil 
dieser Maßnahmen erst in den kommenden Monaten 
anlaufen wird, so sind die damit verbundenen Signale 
für die Kommunen klar: Wenn grundsätzlich mehr In-
vestitionen getätigt werden können, sollte auch der In-
vestitionsrückstand in der Tendenz rückläufig sein.  

5.2. Fachliche und administrative Herausforderun-
gen beim Abbau des Investitionsrückstands  
Dennoch haben viele Kommunen weiterhin Schwierig-
keiten, ihre Investitionen auf das gewünschte bzw. be-
nötigte Maß anzuheben. Im Rahmen der Befragung 
zum diesjährigen KfW-Kommunalpanel wurden die  
Finanzverantwortlichen der Landkreise, Städte und 
Gemeinden auch nach den drei aus ihrer Sicht derzeit 
dringendsten Herausforderungen für die Investitionstä-
tigkeit in ihrer Kommune gefragt (Grafik 13). Jede zwei-

 
47 Das zeigt sich auch in der Statistik: Nachdem die Sachinvestitionen der 
Kommunen in den vergangenen Jahren eher auf einem stabilen Niveau ver-
harrten bzw. nur langsam anstiegen, ist im Jahr 2018 mit Sachinvestitionen in 
Höhe 31,1 Mrd. EUR in den Kern- und Extrahaushalten bzw. 27,6 Mrd. EUR 
nur in den Kernhaushalten ein Anstieg um 13 % im Vergleich zum Vorjahr zu 
beobachten. Vgl. Statistisches Bundesamt (2019b). 

48 Neben dem seit 2015 in zwei Teilprogrammen realisierten Kommunalinves-
titionsförderungsgesetz (insg. 7 Mrd. EUR) zählen dazu beispielsweise der 
DigitalPakt (5,5 Mrd. EUR), das "Gute-Kita-Gesetz" (5,5 Mrd. EUR), das „So-
fortprogramm Saubere Luft“ (1,5 Mrd. EUR), das Bundesprogramm "Sanie-
rung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" 
(rund 300 Mio. EUR) sowie die seit 2008 geltende Nationale Klimaschutzini-
tiative (NKI) mit ihrer Kommunalrichtlinie zur Förderung des kommunalen Kli-
maschutzes, die zum 1. Januar 2019 neu gefasst wurde (bis Ende 2018: 
905 Mio. EUR). 

49 Einige potenziell kostenintensive Projekte, wie der bundesweit kostenlose 
ÖPNV, sind von der Tagesordnung verschwunden.  

te Kommune nannte ausschließlich konkrete Aufgaben- 
und Infrastrukturbereiche, in denen Investitionen eine 
Herausforderung darstellen. Im Gegenzug decken 
38 % der Antworten eher fachlich-administrative Her-
ausforderungen ab. Die Antworten von 12 % der Kom-
munen lassen sich beiden Kategorien zuordnen.  

Grafik 13: Herausforderungen beim Abbau des  
Investitionsrückstands 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Zu den konkreten Bereichen, in denen die Kommunen 
vor besonderen Schwierigkeiten stehen, wenn es um 
die Realisierung von Investitionen geht, zählen insbe-
sondere der Bereich Schulen und Kinderbetreuung 
(41 %) sowie die Straßen und Verkehrsinfrastruktur 
(27 %), und damit diejenigen Bereiche, in denen der 
Investitionsrückstand besonders häufig als "gravierend" 
eingeschätzt wird, und die den größten Anteil am 
wahrgenommenen Investitionsrückstand ausmachen. 
Schulen und Kinderbetreuung werden von Kommunen 
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fachliche Herausforderungen:
1. Finanzielle Restriktionen (25 %)
2. Kapazitäten und Preise der Bauwirtschaft (15 %)
3. Mangelnde personelle Ressourcen (14 %)
4. Preise für Bau und Rohstoffe (11 %)
5. Bedingungen für Fördermittel (8 %)
6. Interne und intra-institutionelle Planungsprozesse (7 %)

Daseinsvorsorgebereiche:
7. Schulen und Kinderbetreuung (41 %)
8. Straßen (27 %)
9. Digitalisierung, Breitband, Digitalisierung der Verwaltung

(12 %)
10. Wasserver- und entsorgung (10 %)
11. Brand- und Katastrophenschutz (9 %)
12. Sportstätten (8 %)
13. Stadtentwicklung, Bauland (8 %)
14. Wohnraum (6 %)
15. Verwaltungsgebäude (6 %) 

Anm: Nennungen mit weniger als 5 % werden nicht dargestellt
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in NRW (28 %) und in den ostdeutschen Bundeslän-
dern (33 %) seltener genannt als in den übrigen Regio-
nen (durchschnittlich 44 %).  

Die Digitalisierung im Allgemeinen und die Breitband-
versorgung sowie die Digitalisierung der Verwaltung im 
Besonderen wurden von insgesamt 12 % der Kämme-
reien genannt, wobei das Thema für Landkreise (21 %) 
und Gemeinden mit 2.000 bis 5.000 Einwohnern 
(18 %) deutlich wichtiger ist, als für Kommunen der an-
deren Größenklassen (6 bis 10 %). 

Ein Zehntel der Kommunen – insbesondere die kleinen 
mit bis zu 5.000 Einwohnern, die den Bereich im Ver-
gleich zu größeren Kommunen deutlich häufiger selbst 
verantworten – bezeichnen die Wasserver- und -ent-
sorgung als eine der drei größten Herausforderun-
gen.50 Jede zweite Kommune, die den Investitionsrück-
stand im Bereich Wasserver- und -entsorgung als „gra-
vierend“ bezeichnet hat, nennt diesen auch unter den 
größten drei Herausforderungen. Unter den verblei-
benden Kommunen, die für den Bereich zuständig 
sind, tun dies nur 10 %. 

Ähnlich häufig werden die Bereiche Brand- und Kata-
strophenschutz (9 %) sowie Sportstätten und Bäder 
(8 %) genannt, wobei letzteres bei Städten mit 5.000 
bis 50.000 Einwohnern häufiger als eine der drei größ-
ten Herausforderungen genannt wird als in anderen 
Größenklassen. Stadtentwicklung (8 %) – insbesonde-
re die Ausweisung neuer Baugebiete – fällt bei süd-
deutschen Kommunen und solchen, die nicht mehr als 
20.000 Einwohner haben, häufiger unter die größten 
drei Herausforderungen als in anderen Größenklassen. 
Die Förderung oder Schaffung von Wohnraum sowie 
die Sanierung von Verwaltungsgebäuden benennen 
jeweils 6 % der Befragten als eine der drei größten in-
vestitionspolitischen Herausforderungen.  

Aus fachlich-administrativer Perspektive stellen vor al-
lem finanzielle Restriktionen (25 %) ein Problem für die 
kommunale Investitionstätigkeit dar. In den ostdeut-
schen Bundesländern ist der Anteil besonders hoch 
(38 %), während er in Bayern (13 %) besonders gering 
ist. Kreisfreie Städte, Kommunen in Haushaltssiche-
rung und solche mit geringer Steuerkraft nennen finan-
zielle Restriktionen naturgemäß häufiger als die jeweils 
anderen Kommunen. 

 
 
50 Neben der Kanalsanierung wurde hier insbesondere die Sanierung der Ab-
wasserbeseitigung genannt, was sich zum Teil auf die geänderten gesetzli-
chen Regelungen zur Klärschlammbeseitigung zurückführen lassen dürfte, 
vgl. BMUB (2017). 

Fehlende Kapazitäten der Bauwirtschaft (15 %), man-
gelnde personelle Ressourcen (14 %) und steigende 
Preise (11 %) werden mit zunehmender Einwohnerzahl 
bei Städten und von den Landkreisen häufiger als eine 
der drei größten Herausforderungen genannt. Während 
Kommunen in den westdeutschen Bundesländern häu-
figer von fehlenden Kapazitäten und Personalmangel in 
der Verwaltung berichten, nennen Kommunen in den 
ostdeutschen Bundesländern eher die steigenden Prei-
se als eine Hauptherausforderung.  

Darüber hinaus bemängeln 8 % der Kommunen die 
nicht passgerechten Bedingungen der Fördermittel-
vergabe, weitere 5 % die gesetzlichen Regelungen 
z. B. des Vergaberechts sowie die als unnötig empfun-
denen Baustandards, die die Investitionstätigkeit be-
hinderten. Probleme bei den Planungsprozessen sel-
ber, wie z. B. unzureichende Prioritätensetzung und 
fehlende Planungssicherheit, empfinden 7 % der Be-
fragten als Investitionshindernis. Nachhaltiges Wirt-
schaften sowie die demografische Entwicklung der 
Kommune sind weitere Herausforderungen, die die Be-
fragten benennen. 

5.3. Hilfreiche Maßnahmen zur Reduktion des In-
vestitionsrückstands  
Aus Sicht der befragten Kämmereien gäbe es eine 
Vielzahl an möglichen Maßnahmen, die helfen könn-
ten, kommunale Investitionsrückstände zu verringern 
(Grafik 14). An erster Stelle nennen die Finanzverant-
wortlichen hier insbesondere eine bessere Finanzaus-
stattung (43%) sowie Vereinfachungen bei Fördermit-
teln (50%).  

Eine bessere Finanzausstattung fordert mehr als jede 
zweite Kommune in Haushaltssicherung, aber auch 
knapp vier von zehn sonstigen Kommunen. Auch von 
Kommunen in den ostdeutschen Bundesländern wird 
dies häufiger genannt als von solchen in den westdeut-
schen. Diese kann aus Sicht der Kommunen durch hö-
here allgemeine Zuweisungen bzw. durch geringere 
Umlagen oder einer Änderung der kommunalen Fi-
nanzausgleichssysteme erreicht werden.    

Jeder zweite Befragte erachtet Erleichterungen bei den 
zu beantragenden Fördermitteln als hilfreich. 28 % der 
Befragten erachten mehr Fördermittel als sinnvoll, wei-
tere 22 % sagen aber vor allem, dass der Zugang zu 
Fördermitteln vereinfacht werden sollte. So sollten die-
se entweder einer breiteren Gruppe von Kommunen 
zur Verfügung gestellt werden, geringere Anforderun-
gen an die Eigenbeteiligung von finanzschwachen 
Kommunen stellen oder weniger spezifisch fördern. 
Westdeutsche Kommunen sagen zu einem höheren 
Anteil, dass Fördermittel erhöht oder beibehalten wer-
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den sollten, während ostdeutsche Kommunen doppelt 
so häufig wie westdeutsche eine Vereinfachung der 
Förderlandschaft fordern. Gleichzeitig vertritt jede 
sechste Kommune die Auffassung, dass zusätzliche 
(Förder-)Mittel für bestimmte Bereiche – insbesondere 
Straßen und Schulen – hilfreich wären. 

Zusätzliches Personal, insbesondere in den Bauver-
waltungen, wird von 18 % der Kommunen als eine der 
drei hilfreichsten Maßnahmen zum Abbau investitions-
politischer Hemmnisse genannt. Die Rekrutierung von 
ausreichend Personal stellt insbesondere in den kreis-
freien Städten ein Problem dar, denn hiervon sehen 
38 % die Einstellung von zusätzlichem Personal als 
wichtige Maßnahme. Unter den Landkreisen tut dies 
ein Viertel, bei den kreisangehörigen Städten ein knap-
pes Sechstel.  

Darüber hinaus wünschen sich insgesamt 13 % der 
Befragten, zu einem höheren Anteil diejenigen aus 
kleinen Mittelstädten (20.000 bis unter 50.000 Einwoh-
ne), entweder eine Vereinfachung des Vergaberechts 
oder eine Verringerung von Bürokratie einschließlich 
einer Absenkung von (baulichen) Standards, um die 
Investitionstätigkeit anzukurbeln. Eine bessere verwal-
tungsinterne Prioritätensetzung und Steuerung von In-
vestitionsvorhaben (8 %) wäre nach Einschätzung der 
Befragten ebenso hilfreich wie zusätzliche Kapazitäten 
in der Bauwirtschaft (7 %) oder die Einhaltung des 
Konnexitätsprinzips (7 %). Weitere 4 % der Kämmerei-
en geben an, dass ihnen die aktuell niedrigen Zinsen 
bzw. die hoffentlich weiterhin hohen Steuereinnahmen 
helfen werden, Investitionen in ihre Infrastruktur in aus-
reichendem Maße zu finanzieren. Darüber hinaus 

nannten vereinzelte Kommunen die Genehmigung von 
Krediten oder von nötigen Umschuldungen ihrer Kredi-
te durch die Aufsichtsbehörden als für sie hilfreiche 
Maßnahmen. 

Grafik 14: Hilfreiche Maßnahmen zum Abbau des 
Investitionsrückstands 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Sep-
tember bis Oktober 2018 

Auch in den Antworten auf die Frage nach einem Ab-
bau von Investitionshemmnissen spiegeln sich letztlich 
die fiskalischen Disparitäten der Kommunen wider. 
Denn während finanziell besser gestellte Kommunen 
von anhaltend hohen Steuereinnahmen und günstigen 
Kapitalaufnahmemöglichkeiten profitieren, wünschen 
sich unter Haushaltsaufsicht stehende Kommunen eine 
Unterstützung beim Abbau von Kassenkrediten sowie 
Zugeständnisse bei der Kreditgenehmigung für Investi-
tionen beim derzeit niedrigem Zinsniveau. 
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Anm: Nennungen mit weniger als 4 % werden nicht dargestellt.
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6. Fazit und Ausblick

Die gute Lage der öffentlichen Haushalte in den letzten 
Jahren schlägt sich auch in den Einschätzungen der im 
KfW-Kommunalpanel 2019 befragten Kämmereien nie-
der. In immerhin 36 % der Kommunen wird die aktuelle 
Finanzlage als „gut“ bis „sehr gut“ bewertet und in 47 % 
mindestens noch als „ausreichend“ oder „befriedigend“. 
Dies spiegelt sich auch in einer gestiegenen Investiti-
onstätigkeit der Städte, Gemeinden und Kreise wider. 

Zwar zeigt sich, dass viele Kommunen die tatsächli-
chen Investitionsvorhaben nicht im geplanten Umfang 
umsetzen konnten, vor allem weil die Kapazitäten der 
Verwaltung und der Bauwirtschaft ausgelastet sind.  
Die Einschätzung hinsichtlich der ungedeckten Investi-
tionsbedarfe fällt insgesamt dennoch positiv aus, weil 
viele Projekte zumindest geplant oder begonnen wer-
den konnten. In der Folge fällt der wahrgenommene  
Investitionsrückstand der Kommunen auf rd.  
138,4 Mrd. EUR (158,8 Mrd. EUR im Vorjahr). Trotz 
des Rückgangs liegt der Wert aber immer noch in etwa 
auf dem hohen Niveau des Jahres 2015. In der Summe 
bleiben Schulen mit rund 42,8 Mrd. EUR, Straßen mit 
rund 36,1 Mrd. EUR sowie Verwaltungsgebäude mit 
etwa 14 Mrd. EUR auch in diesem Jahr die Bereiche 
mit den größten Investitionsrückständen. 

Zentraler Befund des KfW-Kommunalpanels 2019 sind 
die weiterhin bestehenden großen regionalen Unter-
schiede. Diese zeigen sich nicht nur in der Höhe, son-
dern auch in den Ursachen des Investitionsrückstands. 
Während in finanzstarken Kommunen eher temporäre 
Einflussfaktoren, wie zum Beispiel die Auslastung am 
Bau, zusätzliche Investitionen erschweren, sind es in 

finanzschwachen Kommunen weiterhin eher strukturel-
le Probleme bei der Finanz- und Personalausstattung. 
Hier hat auch das gegenwärtig sehr gute konjunkturelle 
Umfeld scheinbar keine nachhaltige Verbesserung 
schaffen können.  

Die Erwartungen der Kämmereien mit Blick auf die ei-
gene Haushaltsentwicklung der nächsten Jahre decken 
sich mit den jüngst von den Wirtschaftsforschungsinsti-
tuten und dem Arbeitskreis Steuerschätzung vorgeleg-
ten Konjunktur- und Steuerprognosen, die insgesamt 
etwas pessimistischer ausfallen. Zwar ist der Gesamt-
ausblick beim Investitionsrückstand insgesamt noch 
positiv: 42 % der Kommunen rechnen mit einem weite-
ren Rückgang, nur 25 % mit einer Zunahme des Inves-
titionsrückstandes. Beim Blick auf die zukünftige Fi-
nanzsituation ist die Mehrheit der Kämmereien aller-
dings das erste Mal seit dem Jahr 2010 wieder deutlich 
pessimistischer geworden.   

Vor diesem Hintergrund bleibt abzuwarten, ob der Ab-
bau des Investitionsrückstands auf längere Sicht fort-
gesetzt werden kann. Für die Zukunft wird es ebenfalls 
spannend sein, zu beobachten, ob die Kommunen ein-
geplante Investitionsmittel im stärkeren Maß ausgeben 
können oder aber mit der Realisierung angedachter In-
vestitionsprojekte weiter ins Hintertreffen geraten. An 
den strukturellen Problemen hat sich vielerorts wenig 
geändert. Es wird darum weiterer Anstrengungen be-
dürfen, um in allen Regionen Deutschlands – auch in 
wirtschaftlich schwierigeren Zeiten – die nötigen Inves-
titionen sicherzustellen. ■  
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Anhang: Methoden 

Gegenstand der Erhebung und Erkenntnisziele 
Um das Profil des KfW-Kommunalpanels zu schärfen, 
wurde die Befragung 2014 erstmalig als echte „Panel-
befragung“ (Befragung der gleichen Kommunen über 
mehrere Jahre hinweg) organisiert. Gleichzeitig wurde 
der Versuch unternommen, methodische Schwächen 
früherer Erhebungen durch flankierende Maßnahmen 
zu vermeiden bzw. zu reduzieren. Zu den methodi-
schen Schwächen gehörten zum einen die vergleichs-
weise geringen Fallzahlen der Nettostichproben und 
zum anderen die begrenzte Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse durch die eingeschränkte Repräsentativität 
der Befragungsdaten sowie durch unterschiedliche Be-
fragungszeitpunkte. Seit 2013 wird die Befragung je-
weils im Herbst (September / Oktober) durchgeführt. 

Wie bereits in früheren Erhebungen enthielt auch der 
Fragebogen für das KfW-Kommunalpanel 2019 (Wel-
le 5) aus Gründen der Vergleichbarkeit in großen Tei-
len die Themenblöcke und Fragen der Vorjahresbefra-
gungen. Darüber hinaus wurden in diesem Jahr Frei-
textantworten hinzugefügt (vgl. Fragebogen im Tabel-
lenband). Folgende Themenfelder wurden dabei im 
Einzelnen untersucht: 

• aktuelle und kurzfristig absehbare finanzielle Lage 
der Kommunen, 

• Investitionen, darunter Investitionsbereiche und 
-rückstand, 

• Finanzierung, darunter geplante Finanzierungs-
instrumente und Bedingungen der Kreditaufnahme, 

• Einschätzung zu Problemen, Einflussfaktoren und 
helfenden Maßnahmen (Freifeldangaben). 

Umfragedesign, Erhebungsgesamtheit und  
Adressaten 
Für die Befragung wurde ein überwiegend standardi-
sierter Fragebogen entwickelt und zusammen mit dem 
Auftraggeber, der KfW Bankengruppe, dem wissen-
schaftlichen Beirat des Projekts (Prof. Dr. Martin Jun-
kernheinrich, Technische Universität Kaiserslautern 
und Prof. Dr. Thomas Lenk, Universität Leipzig), den 
kommunalen Spitzenverbänden sowie den kommuna-
len Vertretern des Panelbeirats überarbeitet und abge-
stimmt. Der Fragebogen wurde dabei technisch und 
thematisch an den Zielstellungen einer Mehrfachbefra-
gung („Panel“) ausgerichtet und umfasste 2018 sechs 
Seiten mit insgesamt 15 Fragen. Die Befragung wurde 

postalisch sowie wahlweise papierlos mittels ausfüllba-
rem PDF-Formular durchgeführt. Darüber hinaus konn-
te der Fragebogen für die vorliegende Welle auch onli-
ne ausgefüllt werden. Dazu wurde das Online-Tool 
„LimeSurvey“ verwandt. Von dieser Möglichkeit mach-
ten 46 % der teilnehmenden Kommunen Gebrauch. 
Signifikante Unterschiede im Antwortverhalten zwi-
schen den verschiedenen Teilnahmeformen konnten 
nicht festgestellt werden. 

Die Grundgesamtheit der vierten Panelerhebung um-
fasste – wie auch bei den Vorjahresbefragungen – alle 
Städte und Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwoh-
nern51 sowie alle Landkreise (Tabelle 2). Auf eine Be-
fragung der Stadtstaaten wurde verzichtet, da die 
Strukturen und damit die zu erwartenden Angaben 
nicht vergleichbar sind. Befragt wurden: 

• eine nach Einwohnergröße und nach Bundesländern 
geschichtete Stichprobe von Städten und Gemeinden 
mit 2.000 bis 20.000 Einwohnern, 

• alle Groß- und Mittelstädte mit mehr als 20.000 Ein-
wohnern (Vollerhebung) sowie 

• alle Landkreise (Vollerhebung). 

Adressaten der Umfrage waren jeweils die Kämmerer 
bzw. Finanzverantwortlichen der Städte, Gemeinden 
und Landkreise.  

Grundsätzlich können auch Kommunen, die nicht als 
Teil der Stichprobe angeschrieben wurden, an der Be-
fragung teilnehmen. Dazu müssen sie entweder den 
Fragebogen auf der Internetseite des Difu herunterla-
den, ausfüllen und zurücksenden oder an der Online-
befragung teilnehmen. Diese Kommunen werden dann 
im Folgejahr direkt angeschrieben und als Panelkom-
mune der Stichprobe hinzugefügt. Hiervon machten 
wieder einige Kommunen Gebrauch. In vielen Fällen 
handelt es sich jedoch auch um Gemeindeverbände, 
die anstelle der angeschriebenen von ihnen vertrete-
nen Ortsgemeinden antworten. 

Auswahlkonzept und Erhebungszeitraum der vierten 
Panelwelle waren mit denen des Vorjahres weit ge-
 
51 Auf Gemeinden mit weniger als 3.000 Einwohnern entfallen rd. 9 % der 
kommunalen Investitionsausgaben, sodass durch die Konzentration auf Ge-
meinden mit mehr als 2.000 Einwohnern mehr als 91 % der kommunalen In-
vestitionen repräsentiert werden. Eigene Berechnungen nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes (2018). 
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hend identisch. Es wurden erneut all diejenigen Kom-
munen angeschrieben, die im vergangenen Jahr zuge-
sagt hatten, sich auch an der diesjährigen Befragung 
zu beteiligen. Darüber hinaus wurden ergänzende 
Stichproben bei den Kommunen mit weniger als 20.000 
Einwohnern gezogen, die nach Bundesland und Grö-
ßenklasse geschichtet wurde. 

Bei den Groß- und Mittelstädten sowie bei den Kreisen 
wurden zudem auch diejenigen angeschrieben, die in 
den vergangenen Jahren aus verschiedenen Gründen 
aus der Stichprobe gefallen waren. 

2018 wurden insgesamt 2.091 Städte, Gemeinden und 
Kreise kontaktiert. Mit einem Rücklauf von insgesamt 
770 Städten, Gemeinden und Kreisen liegt die Rück-
laufquote höher als in den vergangenen Jahren. Bei 
den Kreisen hat sich etwa jeder Zweite an der Befra-
gung beteiligt. Bei den Kommunen mit 2.000 bis 5.000 
Einwohnern war die Rücklaufquote hingegen geringer 
als in den Vorjahren. 

Tabelle 2: Grundgesamtheit und Rücklauf der Be-
fragung in 2017 und 2018 

 
Einwohner-
größen- 
klassen 

Städte / Gemeinden Land-
kreise 

Sum-
me 

2.000 
bis  
unter 
20.000 

20.000 
bis  
unter 
50.000 

50.000 
und 
mehr 

  

Angeschriebene 
Kommunen 
2017 

1.749 102 65 101 2.017 

Rücklauf 2017  
absolut 

375 75 62 90 602 

Rücklauf ange-
schriebene 
Kommunen  
2017 in Prozent 

21 % 74 % 95 % 89 % 30 % 

angeschriebene 
Kommunen 
2018 

1.113 498 183 277 2.091 

Rücklauf 2018  
absolut 

388 163 80 139 770 

Rücklauf ange-
schriebene 
Kommunen  
2018 in Prozent 

34 % 33 % 44 % 50 % 37 % 

 

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2019, durchgeführt vom Difu von Au-
gust bis Oktober 2018 

Die Erfahrungen des Difu mit Kommunalumfragen be-
stätigen, dass der Rücklauf bei schriftlichen Befragun-
gen über die Jahre in den meisten Fällen zurückgeht. 
Das hat unter anderem mit der steigenden Anzahl von 
Kommunalumfragen und mit den hohen Arbeitsbelas-
tungen in den Kommunalverwaltungen zu tun. Es ist 
daher erfreulich, dass in diesem Jahr 770 Kommunen 
an der Befragung teilgenommen haben. Die hohe  

Teilnahmebereitschaft zeigt auch, dass sich das  
KfW-Kommunalpanel in der kommunalen Landschaft 
etabliert hat. Auch deshalb ist für weitere Befragungs-
wellen zu erwarten, dass die Umfrage der KfW für wei-
terführende politische und wissenschaftliche Diskussi-
onen wichtige Ergebnisse und Anknüpfungspunkte lie-
fern wird. 

Erfassung, Aufbereitung und Auswertung der  
Daten 
Wie bereits in den vorherigen Befragungen, wurden 
auch nach Abschluss der fünften Panelbefragung die 
ausgefüllten Fragebögen elektronisch erfasst und die 
eingescannten Daten auf Plausibilität geprüft. Zudem 
wurden die numerischen Angaben (Angaben in EUR 
und Prozentwerte) Extremwert- und Ausreißertests  
unterzogen. Für weiter gehende Analysen wurden  
– ebenfalls wie in den Vorjahren – mehrere Strukturva-
riablen berücksichtigt.  

Übersicht Strukturvariablen 
Einwohnergrößenklasse 
Für die Berücksichtigung der Gemeindegröße wur-
den vier Klassen gebildet (GKL): GKL 1: Gemeinden 
mit 2.000 bis unter 5.000 Einwohnern, GKL 2: Ge-
meinden mit 5.000 bis unter 20.000 Einwohnern, 
GKL 3: Gemeinden mit 20.000 bis unter 50.000 Ein-
wohnern, GKL 4: Mittlere – und Großstädte mit über 
50.000 Einwohnern. Landkreise werden unabhängig 
von ihrer Einwohnerzahl als separate fünfte Klasse 
zusammengefasst. 

Ost- und westdeutsche Bundesländer 
Da die Rahmenbedingungen und Strukturdaten ein-
zelner Bundesländer oft unterschiedlich sind, wurde 
auf eine nach Ländern differenzierende Analyse ver-
zichtet. Als eine Gruppierungsvariable kam in die-
sem Zusammenhang jedoch die Unterscheidung 
zwischen west- und ostdeutschen Bundesländern 
zur Anwendung, um die Sonderbedingungen der 
ostdeutschen Bundesländer sowohl in der Infrastruk-
turausstattung wie in den Finanzierungsbedingungen 
zu berücksichtigen. 

Regionen 
Bei der Gewichtung wird zudem nach fünf Regionen 
unterschieden, die geografische und strukturelle 
Rahmenbedingungen abbilden sollen. Diese sind 
Süden (Bayern und Baden-Württemberg), Osten 
(Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen), Norden (Schleswig-
Holstein und Niedersachsen), Nordrhein-Westfalen 
(als eigenständige Gruppe) sowie Süd-Westen Hes-
sen, Rheinland-Pfalz und das Saarland). 
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Steuerkraft 
Zur Berechnung der Steuerkraft wurden Daten des 
Realsteuervergleichs des Statistischen Bundesam-
tes für das Jahr 2015 verwendet.52 Die Variable 
„Steuerkraft“ setzt sich zusammen aus den Pro-
Kopf-Einnahmen aus Grundsteuer, den Gemeinde-
anteilen an Einkommenssteuer und Umsatzsteuer 
sowie den Gewerbesteuereinnahmen abzüglich Um-
lage. Basierend auf den Pro-Kopf-Einnahmen wur-
den die Gemeinden in drei gleich große Gruppen 
(Terzile) eingeteilt.  

In der Analyse wurde bei allen relevanten Fragen 
geprüft, ob sich das Antwortverhalten der Landkrei-
se, Städte und Gemeinden nach einzelnen Struk-
turmerkmalen unterscheidet. Auf signifikante Unter-
schiede wird in der Analyse eingegangen. 

Gewichtung 
Obgleich in den letzten Jahren – der grundlegende 
Idee einer Panelbefragung folgend – stets die gleichen 
Kommunen angeschrieben wurden und sich die abso-
luten Rücklaufzahlen somit stabilisiert haben, gab es 
stets strukturelle Unterschiede in der Zusammen-
setzung der teilnehmenden Kommunen in den unter-
schiedlichen Jahren. Um diese Unterschiede aufzufan-
gen und möglichst repräsentative Zahlen für die 
Grundgesamtheit aller deutschen Städte, Gemeinden 
und Landkreise ab 2.000 Einwohnern darzustellen, 
werden die Ergebnisse gewichtet. Die Gewichtung er-
folgt auf Grundlage der Einwohnergrößenklassen, der 
Regionen sowie der gruppenspezifischen Steuerkraft.53  

Auf Basis der Gemeindegrößenklasse und Regionen 
(siehe Kasten) werden 25 Gruppen gebildet. Jede der 
Gruppen wird auf Grundlage der Steuerkraft in drei 
gleich große Untergruppen unterteilt. Die Gewichtungs-
faktoren ergeben sich aus dem Anteil an Kommunen 
einer Untergruppe in der Grundgesamtheit im Verhält-
nis zum Anteil teilnehmender Kommunen der Unter-
gruppe in der Stichprobe. 

Die Analysen zeigen, dass sich durch die Gewichtung 
nur selten stärkere Änderungen an den Ergebnissen 
ergeben. Sofern nicht anders vermerkt, sind alle in die-

 
52 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2019). 

53 Bei wenigen teilnehmenden Kommunen kann dieses Verfahren nicht ange-
wendet werden, weil keine Daten zur Steuerkraft vorliegen (insb. Verbands- u. 
Samtgemeinden). Eine Verzerrung der Ergebnisse kann dadurch aber nicht 
festgestellt werden. 

sem Bericht verwendeten Zahlen gewichtet. Die Hoch-
rechnungen von Investitionen und Investitionsrück-
stand folgen einer anderen Vorgehensweise. 

Hochrechnungsmethodik 
Die Hochrechnungen für die Investitionsvolumina und 
den Investitionsrückstand beziehen sich immer auf 
Landkreise, Städte und Gemeinden (mit mehr als 
2.000 Einwohnern). Die Hochrechnung basiert auf den 
Angaben, die die Kämmereien für die 15 abgefragten 
Infrastrukturbereiche getätigt haben. Wie bei der Ge-
wichtung wird in 25 Gruppen (5 Größenklassen à 
5 Regionen) unterteilt. Innerhalb jeder dieser Gruppe 
werden für jeden Bereich die folgenden Zahlen ver-
wendet: 

• die Einwohnerzahl, 

• die mittleren Pro-Kopf-Investitionen bzw. Pro-Kopf-
Rückstände derjenigen Kommunen, für die der Aufga-
benbereich „relevant“ ist sowie 

• der Anteil derjenigen Kommunen, die den Aufga-
benbereich selbst verantworten.54 

Der Pro-Kopf-Mittelwert wird mit der Einwohnerzahl 
gewichtet und mit dem Anteil der Kommunen der 
Gruppe, für die der Aufgabenbereich relevant ist, ska-
liert.  

Nicht alle Kommunen, die an der Befragung teilge-
nommen haben, haben auch Angaben zu ihren Investi-
tionen oder den Investitionsrückständen in den einzel-
nen Infrastrukturbereichen gemacht. Deshalb lässt sich 
wie in allen Hochrechnungen nicht gänzlich ausschlie-
ßen, dass das unterschiedliche Antwortverhalten zu 
Verzerrungen in den Ausgangsdaten führt, die durch 
die Hochrechnung verstärkt werden. Sensitivitätsanaly-
sen deuten jedoch auf keine bemerkenswerten Effekte 
hin. Zudem lassen größen- und raumstrukturelle Mus-
ter auch im Zeitverlauf auf ein weitestgehend plausib-
les und konsistentes Antwortverhalten schließen. 

Zur Einordnung der Ergebnisse  
Im Unterschied zu anderen Studien, die den kommuna-
len Investitionsrückstand thematisieren55, basiert der 
im 

 
54 Dieses Vorgehen wurde auch im vergangenen Jahr verfolgt, im Methoden-
teil des KfW-Kommunalpanels 2018 jedoch abweichend dargestellt. 

55 Vgl. beispielsweise Reidenbach, M. et al. (2008) sowie Kunert, U. und  
H. Link (2013) oder Rietzler, K. (2014). 
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KfW-Kommunalpanel ermittelte Investitionsrückstand56 
auf Einschätzungen der Befragten. Nicht alle Kommu-
nen besitzen dazu belastbare Zahlen.  

Trotzdem hat die gewählte Vorgehensweise einen gro-
ßen Vorteil: Die Befragten berücksichtigen bei ihren 
Angaben unter anderem auch aktuelle Schwerpunkte 
der politischen Diskussion, beispielsweise zu Themen 
wie Energie- oder Verkehrswende sowie veränderte 
Bedarfsstrukturen, z. B. im Zusammenhang mit der In-
formationsinfrastruktur, lange bevor diese in Gesetzen 
und Normen ihren Niederschlag finden. Andere Aspek-
te wie z. B. veränderte Standards bei der kommunalen 
Infrastruktur oder der demografische Wandel fließen 
ebenfalls in die Einschätzung mit ein. Es ist anzuneh-
men, dass dabei auch zukünftige Entwicklungen vor-
weggenommen werden.  

Damit geben die Befragungsergebnisse nicht nur Hin-
weise darauf, in welchen Bereichen bereits ein Investi-
tionsstau besteht. Insbesondere die Veränderungen im 
Zeitverlauf zeigen, wo sich politische und gesellschaft-
liche Schwerpunkte verändern und in welchen Berei-
chen durch gezielte zusätzliche Investitionen eine dro-
hende Zunahme des Investitionsrückstands abgemil-
dert werden konnte. 

Darüber hinaus ermöglichen die Befragungsdaten die 
Suche nach Zusammenhängen sowie dahinterstehen-
den Trends und geben Hinweise auf Ursache-
Wirkungs-Beziehungen. Somit lassen sich besser als 
zuvor zielgerichtete Handlungsempfehlungen formulie-
ren. Ein Nachteil ist mit dieser Vorgehensweise jedoch 
auch verbunden: Einschätzungen geben die Realität 
mit einer gewissen Unschärfe wieder. Insbesondere 
quantitative Bewertungen sind schwierig und können 
trotz unveränderter Sachlage zu Schwankungen beim 
Ergebnis führen. Aus diesem Grund werden im Bericht 

 
56 Definition: Ein Investitionsrückstand ist dadurch beschrieben, dass ein In-
vestitionsbedarf der Vergangenheit nicht ausreichend befriedigt wur-
de / werden konnte. Ein gravierender Rückstand beeinträchtigt die kommunale 
Aufgabenwahrnehmung im entsprechenden Aufgabenbereich erheblich. 

 

 

qualitative Einschätzungen und quantitative Bewertun-
gen neben einander betrachtet und aneinander ge-
spiegelt. Die Methodik der Befragung und die daraus 
resultierenden Ergebnisse stehen somit nicht für sich 
allein, sondern ergänzen andere empirisch-statistische 
Zugänge, sodass sich durch die Gesamtschau ein kla-
reres Bild auf kommunalpolitische Fragestellungen 
ergibt. 

Tabellenband 
Die Angaben der Befragung können dem Tabellen-
band entnommen werden, der unter 
www.kfw.de/kommunalpanel 
zum Download zur Verfügung gestellt wird. 

Freiwillige Teilnahmemöglichkeit für Kommunen  
Um belastbare Ergebnisse zu erhalten, ist die Teil-
nahme möglichst vieler Kommunen notwendig. Wur-
de eine Kommune nicht direkt angeschrieben, kann 
trotzdem freiwillig an der Befragung teilgenommen 
werden. Der Fragebogen ist während des Befra-
gungszeitraums über die Internetseite des Difu er-
hältlich (www.difu.de). Alle Angaben werden nur 
anonymisiert ausgewertet und nicht an unbeteiligte 
Dritte weitergegeben. 

 

 

https://twitter.com/KfW_Research
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Service/KfW-Newsdienste/Newsletter-Research/
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Service/Download-Center/Konzernthemen-(D)/Research/Studien-und-Materialien/KfW-Kommunalpanel/
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